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.

Vorwort 
 
 
Liebe Leserin, lieber Leser,  
 
seit 1994, d.h. seit 20 Jahren, legt das Frauenbüro 
Lübeck alle vier Jahre einen Bericht „Frauen in 
Lübeck. Daten und Fakten“ vor; Grundlage hierfür 
ist ein Bürgerschaftsbeschluss vom 1.9.1994. 
 
20 Jahre Erhebung geschlechtsspezifischer Daten 
in Lübeck – brauchen wir das denn heute über-
haupt noch? 
Denn sowohl der Armuts- und Sozialbericht 2012, 
der im September 2014 der Bürgerschaft vorge-
legt wurde, als auch der 1. und 2. Bildungsbericht 
(2012/2013) weisen explizite Daten nach Ge-
schlecht auf. Zudem arbeitet das Frauenbüro bei 
weiteren Datenerhebungen immer daraufhin, das 
auch diese geschlechtsspezifisch erhoben werden 
– also erübrigt sich der vorliegende Bericht? 
 
Die Antwort: Ja – und Nein zugleich. Denn wir 
haben den vorliegenden Bericht weiterentwickelt, 
angepasst und: fokussiert. Schwerpunktmäßig 
wird es in „Frauen in Lübeck 2014 – Daten und 
Fakten“ um drei große Themenkomplexe gehen, 
die aus unserer Sicht nach wie vor Dreh- und An-
gelpunkte für eine gleichberechtigten Zugang von 
Frauen und Männern zu allen gesellschaftlichen 
Ebenen gehen: 
I. Partizipation von Frauen (und Männern) an 

Entscheidungsprozessen und 
II. die Gewalt gegen Frauen und Kinder 
III.  existenzsichernde Erwerbsarbeit und der Zu-

gang von Frauen (und Männern) hierzu 
 
Die im letzten Bericht darüber hinaus behandelten 
Themenfelder wie Demographie, Frauengesund-
heit, Mobilität u.a. werden hier diesmal nicht aus-
führlich betrachtet. Wir wollen allerdings die Zah-
lenreihen der vergangenen Jahre auch zu diesen 
Themenfeldern fortführen, damit die Entwicklung 
auch hier weiterverfolgt werden kann. 
 
Heute liegt Ihnen Teil I vor, der den Fokus richtet 
1. auf die Partizipation von Frauen (und Männern) 
an gesellschaftlichen Entscheidungen und 2. auf 
Gewalt gegen Frauen und Kinder. 
Teil II mit dem Fokus auf Erwerbsarbeit wird im 
Herbst 2015 vorgelegt. Gemeinsam stellen Teil I + 
II von „Frauen in Lübeck 2014 – Daten und Fak-
ten“ die Umsetzung des o.g. Bürgerschaftsauftra-
ges dar. 
Teil I und II fokussieren somit Themenfelder, die 
in den gesamtstädtischen Berichten aus unserer 
Sicht nicht betrachtet werden – oder dort nicht mit 
der notwendigen Tiefe betrachtet werden konnten. 
Die Fokussierung auf die drei Themenkomplexe 
zeigt die nach wie vor wesentlichen Handlungsfel-

der für eine geschlechtergerechte, zukunftsfähige 
Stadt. 
 
Denn mit der Frage, ob in der „heutigen Zeit“ noch 
ein Frauenbüro und eine Gleichstellungsbeauf-
tragte benötigt würden, werden wir häufig konfron-
tiert. Die vorliegenden Daten zeigen, dass die 
gleichen Ausgangsbedingungen für Frauen und 
Männer nach wie vor nicht gegeben sind – und 
somit der grundgesetzliche Auftrag der Kommune 
und ihrer AkteurInnen weiterhin besonderer An-
strengungen bedarf. 
 
Unterschiedliche Machtverhältnisse sind immer 
noch die Ursache – auch wenn sie sich bei der 
Partizipation von Frauen und Männern ganz an-
ders darstellen, als bei Gewalt gegen Frauen (und 
ihren Kindern). 
 
Der Nachteilsausgleich als gesellschaftlicher und 
kommunaler Auftrag, festgeschrieben in Artikel 3 
Absatz 2 Grundgesetz „Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die Beseitigung be-
stehender Nachteile hin“ begründet nach wie vor 
den besonderen Blick auf die ungleichen Lebens-
situationen von Frauen und Männern und auf spe-
zifisch notwendige Maßnahmen, den Nachteil 
auszugleichen – hierbei unterstütze und berate ich 
Sie als hauptamtliche kommunale Gleichstel-
lungsbeauftragte mit dem Blick auf die lokale Si-
tuation und die Einordnung in gesamtgesellschaft-
liche Entwicklungen. 
 
Federführend unterstützt, insbesondere auch bei 
der Erstellung dieses Berichtes, werde ich dabei 
von Petra Schmittner, Mitarbeiterin im Frauenbü-
ro. Sie gibt mit frauenpolitischem Sachverstand, 
gepaart mit Daten-Know-How und Statistikwissen 
dem Bericht im vorliegenden Teil I und dem zur 
Zeit in Arbeit befindlichen Teil II diese Qualität. 
 
Mit der Fokussierung auf drei Themenfelder wol-
len wir allen gleichstellungspolitisch interessierten 
LübeckerInnen und nicht zuletzt Politik und Ver-
waltung Anregungen für kommunale Handlungs-
optionen geben - für ein geschlechtergerechtes 
Lübeck.  
 
Hierbei unterstützen wir Sie weiterhin gerne. 
 

 
 
Elke Sasse 
-Frauen-/ Gleichstellungsbeauftragte der Hansestadt Lübeck- 
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1 Im Fokus:  
Partizipation von Frauen und Männern 

Partizipation (lat. Teilhabe) bezeichnet die aktive 
Beteiligung von BürgerInnen bei der Erledigung 
gemeinsamer (politischer) Angelegenheiten (Bun-
deszentrale für politische Bildung, 2014). 
Die EU spricht in der „Empfehlung des Rates vom 
2. Dezember 1996 über die ausgewogene Mitwir-
kung von Frauen und Männern an Entschei-
dungsprozessen“ von dieser Zielsetzung 
Mit dem Maßstab des Frauenanteils an der Lübe-
cker Bevölkerung (52,2%, Statistisches Jahrbuch 
2013:26) wird im folgenden geprüft, zu welchen 
Anteilen Frauen an Entscheidungsprozessen und 
bei der „Erledigung gemeinsamer politischer An-
gelegenheiten“ (s.o.) involviert sind. Denn nach 
einem modernen Demokratieverständnis kann nur 
dann von demokratischen Strukturen gesprochen 
werden, wenn die Bevölkerung auch anteilig an 
den Entscheidungsprozessen beteiligt ist. Dies 
führt auch die Bundesvereinigung der Kommuna-
len Spitzenverbände aus: „Nach Art. 3 (2) des 
Grundgesetzes sind Männer und Frauen gleichbe-
rechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durch-
setzung der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehen-
der Nachteile hin. Daraus resultierend kann eine 
demokratische Gesellschaft nur gerecht gelebt 
werden, wenn sowohl Frauen als auch Männer 
partizipativ und paritätisch an der Gestaltung der 
Politik und Gesellschaft beteiligt werden.“ (Bun-
desvereinigung 29.9.2014:1). 
 
Im folgenden wird der Anteil der Frauen und Män-
ner in Entscheidungspositionen in Lübeck darge-
stellt. Da nicht alle Institutionen untersucht werden 
können, beschränken wir uns auf eine Auswahl 
aus unserer Sicht wichtiger Gremien und Instituti-
onen.  
 
"Politik ist eine viel zu ernste Sache, als dass man 
sie alleine den Männern überlassen könnte."  
(Käte Strobel -Bundesministerin Gesundheitswesen 1966-
1969 und Bundesministerin für Jugend, Familie und Gesund-
heit 1969-1972) 

 
 
1.1 Frauen und Männer in der Kommu-
nalpolitik (Bürgerschaft, Ausschüsse, Beirä-
te) 
 
Seit acht Jahren, d.h. seit 2006, sinkt sowohl der 
prozentuale Anteil als auch die Anzahl der Frauen 
in der Lübecker Bürgerschaft. 
 

Abb. 1.1 Bürgerschaft Lübeck 2002 – 2014  
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Quelle: „Frauen in Lübeck“ 2002 – 2010, eigene Auswertung 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Wie Abbildungen 1.1 und 1.2 zeigen, hat sich die 
Zahl der Frauen in der Lübecker Bürgerschaft 
zwischen 2010 und 2014 von 20 auf 12 fast hal-
biert. In den Jahren zuvor, 1982-2006, hingegen 
stieg der Anteil der Frauen noch von 14 auf bis zu 
40%. Aktuell ist er auf 24% gesunken und bewegt 
sich auf dem Niveau der 90er Jahre. Bundesweit 
waren 2011 26% Frauen in Kommunalparlamen-
ten vertreten (BMFSFJ, 2. Atlas zur Gleichstellung 
von Frauen und Männern in Deutschland: 10). Der 
Frauenanteil in Städten ist in der  Regel höher als 
auf dem Land. Kiel hatte 2013 34%, andere Städ-
te bis zu 49% Frauen in den „Räten“. Einen Städ-
te-Vergleich finden Sie auf S. 10 (Lübeck im Gen-
der Ranking). 
 
Abb. 1.2 Bürgerschaft Lübeck 1982 – 2014  
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Quelle: „Frauen in Lübeck“ 2002 – 2014, eigene Auswertung 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 

 
Sitze der Parteien in der Bürgerschaft 
Die Zahl der Sitze der Bürgerschaft gesamt ist 
zwischen 2010 und 2014 von 60 auf 49 zurückge-
gangen. Fast alle Parteien stellen im Vergleich zu 
2010 weniger Frauen in der Bürgerschaft. Die 
CDU wird nach wie vor durch vier Frauen vertre-
ten – allerdings ist von den CDU-Bürgerschafts-
Mitgliedern nur jede vierte (25%) eine Frau. Für 
die SPD sind nur noch drei statt zuvor fünf Frauen 
vertreten. Damit ist nur noch jedes fünfte (19%) 
SPD-Bürgerschaftsmitglied weiblich. Die Grünen 
entsenden vier Frauen in die Bürgerschaft – die 
Hälfte ihrer Mitglieder ist weiblich (50%). Wurden 



 6 

BfL und FDP 2010 noch von einzelnen Frauen in 
der Bürgerschaft vertreten, so sank ihr Frauenan-
teil 2013 auf Null. Auch die „Freien Wähler“ (frak-
tionslos) und die Piratenpartei, die aktuell in der 
Bürgerschaft vertreten sind, werden dort von 
Männern vertreten. 
Damit entsenden nur die Hälfte der acht Fraktio-
nen / Wählergruppierungen der Bürgerschaft 
überhaupt Frauen in die Bürgerschaft. 
 
Abb. 1.3 Bürgerschaft Lübeck 2014 
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Quelle: Internetseiten Hansestadt Lübeck, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 

Abb. 1.4 Veränderung der Zahl der Frauen u. 
Männer in der Bürgerschaft 2010-2014 nach 
Fraktion und Geschlecht 
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Quelle: Internetseiten Hansestadt Lübeck, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 

 
Mehr Männer in den Ausschüssen 
13 Ausschüsse der Bürgerschaft (inkl. Ältestenrat) 
bereiten derzeit Entscheidungen der Bürgerschaft 
vor. In 12 der 13 Ausschüsse stellen Männer die 
z.T. große Mehrheit der Mitglieder (d.h. in 92% der 
Ausschüsse; ohne Stellvertretungen; ohne Schul-
leiterwahl-Ausschuss). Im Ältestenrat, Bau-, 
Rechnungsprüfungs- , Wahlprüfungs- sowie im 
Wirtschaftsausschuss stellen Männer 70-80% der 
Ausschussmitglieder. Lediglich im Jugendhilfe-
ausschuss sind –auch aufgrund rechtlicher Rege-
lungen– Frauen zu mehr als 50% vertreten, im 
Ausschuss für Schule & Sport und im Schulleiter-
wahlausschuss stellen Frauen je 40% der Mitglie-

der (siehe Abb. 1.5). In §4(6) der Satzung für das 
Jugendamt der Hansestadt Lübeck (Fassung vom 
23.02.2006) ist geregelt, dass bei der Bildung des 
Jugendhilfeausschusses zu gewährleisten ist, 
“dass Frauen und Männer zu gleichen Anteilen 
vertreten sind.“ 
Ähnliche Regelungen für alle Ausschüsse zu tref-
fen, wäre wünschenswert. Dies könnte in der Ge-
meindeordnung (Land), der Hauptsatzung oder in 
den Geschäftsordnungen der Ausschüsse (Stadt 
Lübeck) festgelegt werden  
 
Abb. 1.5 Lübeck 2014, Ausschüsse der Bür-
gerschaft, Anzahl Frauen und Männer 
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Quelle: Internetseiten Hansestadt Lübeck, eigene Auswertung: 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 

 
Vorsitz der Ausschüsse: 91% Männer 
Alle Ausschüsse der Lübecker Bürgerschaft wer-
den –bis auf den Ältestenrat– von Männern (91%) 
geleitet (Abb. 1.6). Unter den stellvertretenden 
Ausschuss-Vorsitzenden finden sich lediglich drei 
Frauen (25%). Obwohl im Jugendhilfe-, Sozial- 
und Schul- und Sportausschuss viele Frauen ver-
treten sind, führen auch hier Männer den Vorsitz. 
 
Abb. 1.6 Lübeck 2014, Ausschuss-Vorsitz 
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Quelle: Internetseiten Hansestadt Lübeck, eigene Auswertung: 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 

Beirat für Seniorinnen und Senioren 
Der Beirat für SeniorInnen ist politisch neutral und 
konfessionell sowie verbandspolitisch unabhängig. 
Derzeit (2014) besteht er aus 21 Mitgliedern, 7 
Frauen und 14 Männern. Im SeniorInnen-Beirat 
sind Frauen nur zu rund einem Drittel (siehe Abb. 
1.7) vertreten. Damit spiegelt sich der hohe Anteil 
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der Frauen unter den SeniorInnen, die in der Han-
sestadt Lübeck leben (58%), nicht im Beirat wider. 
Eine Verpflichtung zur geschlechterparitätischen 
Besetzung wäre möglich; in der Landeshauptstadt 
Kiel z. B. werden die Ortsbeiräte, aus deren Kreis 
sich die Mitglieder des Seniorenbeirates dort rek-
rutieren geschlechterparitätisch besetzt: „§5(2), 
Satz 2: „Die Listenplätze sollen mit Frauen und 
Männern paritätisch besetzt werden.“ (Satzung 
vom 2.7.14) 
Deshalb hat das Frauenbüro für die bevorstehen-
de Neuwahl des Beirates auch eine Änderung der 
Wahlordnung vorgeschlagen (siehe Quellenhin-
weis am Ende). 
 
Abb. 1.7 Beirat für SeniorInnen, Lübeck 2014 
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Quelle: Internetseiten Stadt Lübeck, eigene Auswertung 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 

Forum für MigrantInnen 
Das Forum für Migrantinnen und Migranten in der 
Hansestadt Lübeck (ab 2007) vertritt die Belange 
der Einwohnerinnen und Einwohner der Hanse-
stadt Lübeck mit Migrationshintergrund. Es ist 
unabhängig, überparteilich und überkonfessionell 
und der Gleichberechtigung der Geschlechter und 
Kulturen verpflichtet. In der Satzung des Forums 
ist festgelegt, dass Frauen und Männer im Ver-
hältnis von 2:3 im Vorstand bzw. 40/:0 im „Rat“ 
des Forums für MigrantInnen vertreten sein sollen. 
Der „Rat“ ist dem Vorstand zur Seite gestellt. Er 
übernimmt Aufgaben im Auftrag des Vorstandes 
und berät den Vorstand in Fachfragen.  
 

Abb 1.8 Forum für MigrantInnen, Vorstand und 
Rat, Anteil Frauen und Männer, Lübeck 2014 
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Quelle: Internetseiten Forum, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
SenatorInnen: 75% Männer 
Trotz des Anstiegs der Zahl gut qualifizierter Frau-
en hat sich der Anteil der Frauen an den Lübecker 
SenatorInnen seit mehr als 10 Jahren nicht verän-
dert. Von 2003-2014 war Annette Borns die einzi-
ge Frau unter vier SenatorInnen. Im April 2010 
wurden Bernd Möller (Grüne / Senator für Umwelt, 
Sicherheit und Ordnung) und Sven Schindler 
(SPD / Senator für Wirtschaft und Soziales) als 
Senatoren neu gewählt. Vorläufig ändert sich am 
Geschlechterverhältnis bei den SenatorInnen 
nichts: Im November 2014 wählte die Bürgerschaft 
mit Kathrin Weiher erneut eine Frau zur Nachfol-
gerin der Bildungs- und Kultursenatorin Annette 
Borns. 
 
Abb. 1.9 Lübeck 1998-2014: SenatorInnen  
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Quelle: Internetseiten Stadt Lübeck, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
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1.2 Frauen und Männer in den Auf-
sichtsräten kommunaler Gesellschaf-
ten 
 
Die Hansestadt Lübeck entsandte 2014 in 16 Ge-
sellschaften insgesamt 75 Aufsichtsratsmitglieder, 
über deren Mandat unmittelbar oder mittelbar die 
Bürgerschaft entscheidet. In allen Gesellschaften 
zusammen gab es insgesamt 175 Aufsichtsrats-
mitglieder. Die Aufsichtsräte waren insgesamt 
durchschnittlich zu 20% mit Frauen besetzt. Von 
„städtischer“ Seite wurden erfreulicherweise 44% 
Frauen entsandt (2010: 23,5%). Frauen waren 
2014 in fast allen Aufsichtsräten vertreten, außer 
in dem der Lübecker Hafengesellschaft (LHG). 
 
Zwischen 2013 und 2014 stieg der Anteil der städ-
tisch entsandten Frauen in Aufsichtsräten in Lü-
beck merklich von 29 auf 44% (Abb. 1.10) – nicht 
zuletzt aufgrund einer Kampagne des Frauenbü-
ros: schon vor der Neubesetzung der Aufsichts-
rats-Positionen machte das Frauenbüro der Han-
sestadt Lübeck gemeinsam mit dem Beteiligungs-
controlling Öffentlichkeit und Politik auf die schon 
lange bestehende gesetzliche Regelung in §15 
Gleichstellungsgesetz Schleswig-Holstein (GstG) 
aufmerksam (§15(1) GstG: „Bei Benennungen und 
Entsendungen von Vertreterinnen und Vertretern für 
Kommissionen, Beiräte, Ausschüsse, Vorstände, Ver-
waltungs- und Aufsichtsräte sowie für vergleichbare 
Gremien, deren Zusammensetzung nicht durch beson-
dere gesetzliche Vorschriften geregelt ist, sollen Frau-
en und Männer jeweils hälftig berücksichtigt werden 
(…)“. 
Darüber hinaus erklärte eine Reihe hoch qualifi-
zierter Frauen gegenüber dem Frauenbüro, dass 
sie für Aufsichtsrats-Positionen zur Verfügung 
stehen. Somit konnte das „Standard“-Argument 
entkräftet werden, es gäbe nicht genügend qualifi-
zierte Frauen. 
 
Abb. 1.10 Anstieg des Anteils der Frauen in 
Aufsichtsräten (%) – städtisch entsandte 
Lübeck 2013 – 2014 
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Quelle: Beteiligungscontrolling Hansestadt Lübeck, eigene 
Auswertung; Graphik: Frauenbüro Lübeck 

Abb. 1.11 zeigt, dass der Anteil der städtisch ent-
sandten Frauen zwischen 2013 und 2014 bei fast 
allen Aufsichtsräten deutlich anstieg. Einen Frau-
enanteil von genau 50% gab es 2014 bei den Auf-
sichtsräten der Stadtwerke, der Stadtwerke Netz 
und der Lübeck Travemünde Marketing (LTM). 
 
Nicht umgesetzt, da mit zu wenigen Frauen be-
setzt, wurde § 15 GstG demnach bei den Auf-
sichtsräten der Stadtwerke Holding, der Musik- 
und Kongresshalle (MuK), der KWL (Projektent-
wicklung, Immobilienmanagement, Parken), des 
Stadtverkehrs, der Grundstücksgesellschaft Trave 
und der Lübecker Hafengesellschaft (LHG) – vor-
rangig bei den größeren und wirtschaftlich bedeu-
tenderen Gesellschaften sind mehr Männer im 
Aufsichtsrat vertreten. Die klassische Männer-
branche, der Hafen, ist auch im Aufsichtsrat der 
LHG von kommunaler Seite zu 100% mit Männern 
besetzt.  
 
§15 wird jedoch auch in den Aufsichtsräten der 
Grundstücksgesellschaft Metallhütte, der Wirt-
schaftsförderung, der Berufsausbildungs- und 
Qualifizierungsagentur Lübeck GmbH (BQL) und 
der Theater gGmbH nicht erreicht. Hier sind mehr 
Frauen als Männer im Aufsichtsrat vertreten. 
 
Abb. 1.11 Frauen in Aufsichtsräten (%) –
städtisch entsandte, Lübeck 2013 – 2014 
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Quelle: Beteiligungscontrolling Hansestadt Lübeck, eigene 
Auswertung; Graphik: Frauenbüro Lübeck 

 
Schleswig-Holstein: Landesweit wenige 
Frauen in Aufsichtsräten 
Obwohl auch in Lübeck der Anteil der Frauen (und 
Männer) in Aufsichtsräten noch immer nicht der 
gesetzlichen Vorgabe entspricht, liegt die Hanse-
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stadt inzwischen im landesweiten Vergleich weit 
vorne. In den anderen kreisfreien Städten lag ihr 
Anteil 2013 deutlich niedriger (Flensburg: 15%, 
Neumünster: 18%, Kiel: 22%) als in Lübeck mit 
29% (im Jahr 2013; Abb. 1.12). 
 
1.12 Frauen in Aufsichtsräten – kreisfreie Städ-
te Schleswig-Holstein 2013 
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Quelle: LAG der hauptamtlichen kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Schleswig-Holstein, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Die in Flensburg ebenso wie in Lübeck vorgeleg-
ten Listen mit Frauen, die für die kommunalen 
Aufsichtsräte zur Verfügung stehen, waren ein 
besonders erfolgreiches Druckmittel: In Flensburg 
konnte der Anteil von Frauen in Aufsichtsräten von 
15,2% auf aktuell 37% gesteigert werden. Mit dem 
Flensburger Kodex – Leitlinien für eine gute Un-
ternehmensführung – hatte sich 2012 zudem der 
Stadtrat selbst verpflichtet, u.a. auch bei der Be-
setzung von Aufsichtsräten Frauen und Männer 
gleichermaßen zu berücksichtigen. In der Hanse-
stadt Lübeck ist der Frauenanteil an kommunal zu 
besetzenden Aufsichtsrats-Positionen sogar von 
28,6% auf 42% gestiegen. 
Der einstimmig gefasste Beschluss der Bürger-
schaft vom November 2014, bis zur Sitzung im 
März 2015 die Aufsichtsratsmandate neu zu wäh-
len und das Vorschlagsrecht für die Fraktionen 
gemäß ihrer Stärke vorzusehen (Sainte-
Laguë/Schepers), wird auch eine neue Beteiligung 
von Frauen und Männern nach sich ziehen. Da die 
Bürgerschaft sich jedoch verpflichtet hat, „§15 
GleichstellungsG und PCGK …zu beachten“ ist für 
eine geschlechtergerechte Besetzung eine gute 
Grundlage geschaffen. 
 
 
1.3 Frauen und Männer in den Parteien 
Der Anteil der Frauen unter den Partei-Mitgliedern 
hat sich seit 2006 kaum verändert: nur jedes dritte 
Partei-Mitglied ist eine Frau. Die Lübecker Partei-
en könnten also noch viele Frauen für sich gewin-
nen. Keine der Parteien erreicht einen Mitglieder-
stand von 50% Frauen. Am 31.12.2013 hatte die 
SPD mit 36% den höchsten Frauenanteil, gefolgt 
von den Grünen (35%), CDU (32%), BfL (28%) 
und FDP (27%) und Linken (25%). Bei den Piraten 
waren nur 11% der Mitglieder Frauen, in der „Par-
tei“ 18%. 

Abb. 1.13 Lübeck 2013, Partei-Mitglieder 
Anteil Frauen und Männer 
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Quelle: Angaben der Parteien, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Zwei Parteien in Lübeck haben zwischen 2010 
und 2013 Frauen als Mitglieder verloren: CDU 
(minus 53 weibliche Mitglieder), SPD (minus 33). 
Nur Bündnis 90/ Die Grünen (plus 16), Linke (plus 
8) sowie FDP und BfL (jeweils plus 2) haben Frau-
en für sich gewinnen können, wenn auch nur we-
nige. Bei den „Piraten“ und der „Partei“ liegen 
keine Zahlen für 2010 vor, daher ist ein Vergleich 
zu 2013 nicht möglich. 
 
Abb. 1.14 Zahl der weiblichen Mitglieder Lübe-
cker Parteien, Veränderung 2010–13 

-53

-33

16

8
2 2

-60

-50

-40

-30

-20

-10

0

10

20

CDU SPD Grüne Linke FDP BfL Piraten Die
Partei

 
Quelle: Frauen in Lübeck 2010 / Angaben der Parteien, eigene 
Auswertung; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
SPD und CDU sind 2013 nach wie vor die mitglie-
derstärksten Parteien in Lübeck (siehe Abb. 1.15). 
Die SPD hat mit 391 Frauen die meisten weibli-
chen Mitglieder, gefolgt von der CDU (239 Frau-
en), Bündnis 90/Grüne (39 Frauen), Linke (35 
Frauen), FDP (24 Frauen), BfL (14 Frauen), der 
„Partei“ (12 Frauen) und den Piraten (9 Frauen). 
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Abb. 1.15 Mitglieder Lübecker Parteien, 
Frauen und Männer, 31.12.2013 
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Quelle: Angaben der Parteien, eigene Auswertung; Graphik: 
Frauenbüro Lübeck 
 
Laut Bundeszentrale für politische Bildung (BpB, 
Dossier: Frauen in Deutschland/Frauen in der 
Politik) besitzen Parteien für Frauen nur eine ge-
ringe Attraktivität. 2009 fanden sich unter den 
insgesamt knapp 1,4 Millionen Parteimitgliedern 
lediglich rund 386.000 Frauen. Damit stellen sie 
bundesweit nur etwas mehr als ein Viertel (27,7 
Prozent) aller Parteimitglieder – im bundesweiten 
Vergleich sind die Lübecker Zahlen also schon 
nennenswert. Grüne und Linke haben bundesweit 
einen höheren Frauenanteil als in Lübeck, CDU 
und SPD haben in Lübeck einen leicht höheren 
Frauenanteil als im Bund, verfehlen eine Ge-
schlechterparität aber dennoch beide um rund 
20%. 
 
Lübeck im Gender Ranking 

Im „Gender-Ranking“ 79 deutscher Großstädte 
der Fernuniversität Hagen (Holtkamp/Wichmann, 
Genderranking deutscher Großstädte 2013: 14) 
belegte Lübeck 2013 nur noch Platz 61. 2009 lag 
die Stadt noch weit vorne, auf Platz 4. Die Hanse-
stadt gehört damit inzwischen zu den Schlusslich-
tern, was die Beteiligung von Frauen in der Kom-
munalpolitik betrifft. 

Kiel dagegen hat sich in den vergangenen Jahren 
von Platz 57 auf Platz 30 verbessert und Lübeck 
damit beim Anteil von Frauen in der Kommunalpo-
litik überholt. Den höchsten Anteil von Frauen im 
„Rat“ hatten 2013 Frankfurt und Fürth (je 48%) 
sowie Nürnberg (47%), Erlangen (46%) und Trier 
(45%). Über bzw. rund 40% Frauen gab es dar-
über hinaus in Potsdam, Wiesbaden, München, 
Hannover, Karlsruhe, Dortmund, Stuttgart und 
Heidelberg. Nachbarstädte von Lübeck wie Kiel 
(34%) und Rostock (37%) hatten ebenfalls weit 
mehr Frauen als Lübeck im Rat bzw. der Bürger-
schaft. 
 
 
 
 

1.4 Wahlbeteiligung, Kandidaturen und 
Mandate von Frauen und Männern 
 
Dem Wahlrecht für Frauen ging ein langer Kampf 
der Frauenbewegung voraus, der im 18. Jahrhun-
dert begann. Erstmals „reichsweit“ wählen und 
gewählt werden durften Frauen am 19. Januar 
1919 bei der Wahl zur Deutschen Nationalver-
sammlung. Das allgemeine Wahlrecht für Männer 
war im Deutschen Reich 1871 eingeführt worden. 
 
Während Frauen vor rund 100 Jahren noch um 
das Wahlrecht kämpften, ist seit einigen Jahren 
sowohl bei Frauen als auch bei Männern eine 
Wahlmüdigkeit eingetreten. Immer weniger Men-
schen machen von ihrem Wahlrecht Gebrauch, 
auch in Lübeck. 
 
Immer weniger gehen wählen … 
Laut dem Bereich Logistik, Statistik und Wahlen 
der Hansestadt Lübeck ist die Wahlbeteiligung in 
Lübeck sowohl bei Bundes- als auch bei Land-
tagswahlen, besonders aber bei den Kommunal-
wahlen gesunken. Während in Lübeck in den 
1960’er und 70’er Jahren noch zwischen 76% 
(kommunal) und 90% (Bundestag) der Lübecke-
rInnen wählen gingen, sank die Beteiligung bei 
Bundestagswahlen bis 2013 um rund 20 auf 67%, 
bei Landtagswahlen um 30 auf 51% und bei 
Kommunalwahlen sogar um fast 40 auf 38%. Bei 
Landtags- und Kommunalwahlen gehen in Lübeck 
inzwischen nur noch die Hälfte oder weniger als 
die Hälfte der Wahlberechtigten wählen. Auch bei 
den Europawahlen gab es einen Rückgang von 
rund 60% in den 60er Jahren auf 38% 2014. 
 
Frauen in der Kommunalpolitik in Europa 
– Deutschland mit Nachholbedarf 
Wie in Abb. 1.16 zu sehen ist, ist der Anteil der 
Frauen in Kommunalparlamenten in Deutschland 
im europäischen Vergleich weit unterdurchschnitt-
lich. Im Schnitt der 28 Länder der EU liegt er bei 
32%, Deutschland erreichte 2013 nur 26%. In 
Schweden (43%), Island (40%), aber auch in 
Frankreich und Spanien (je 35%) sind auf lokaler 
Ebene deutlich mehr Frauen zu finden. In Grie-
chenland (16%), Kroatien (17%) und v.a. der Tür-
kei (5%) sind besonders wenige Frauen in Kom-
munalparlamenten vertreten. Zwischen 2011 und 
2013 hat sich daran kaum etwas geändert.  
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Abb. 1.16 Europa – Anteil Frauen und Männer 
europaweiter Vergleich Mitglieder 
„local level politics“ 2013 
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Quelle: EU Kommission / Justiz-Gleichstellung 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Auf Ebene der Führungspositionen (mayor or lea-
der = Bürgermeister) in der Kommunalpolitik („lo-
cal level politic“) waren 2013 in Deutschland nur 
8% Frauen, aber 92% Männer vertreten. Ein leich-
ter Anstieg, denn 2011 lag der Frauenanteil noch 
bei 5%. 
In Island gab es dagegen 34% Frauen in Füh-
rungspositionen der Kommunalpolitik, in Schwe-
den 31%, in Lettland 24%, in Irland und Großbri-
tannien 23% und in der Slovakei und Norwegen 
22%. 2013 hatten nur Griechenland (2%), Zypern 
(0%), Kroatien (7%), Österreich (5%), Rumänien 
(4%), Slovenien (5)% Mazedonien (5%), die Tür-
kei (1%), Serbien (4%) und Lichtenstein (0%) 
weniger Frauen in Führungspositionen der Kom-
munalpolitik als Deutschland. 
 

Bundestags-Wahlen in Lübeck:  
Zwei Frauen für Lübeck im Bundestag 
Bei der Wahl zum Bundestag traten in Lübeck 
2013 elf BewerberInnen um ein Mandat an, darun-
ter zwei Frauen (22%) und sieben Männer (78%). 
Beide Frauen (SPD und CDU) waren erfolgreich, 
keiner der Männer konnte ein Mandat erringen 
(siehe Abb.1.17). 
 

Abb. 1.17 Bundestagswahl 2013, Lübeck 
BewerberInnen & gewählte Bundestagsabge-
ordnete, Anzahl Frauen und Männer 
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Quelle: Hansestadt Lübeck, Kreiswahlleitung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Landtagswahlen: 
Zwei Männer für Lübeck im Landtag  
Bei der Wahl zum Landtag traten in Lübeck 2012 
13 BewerberInnen um ein Mandat an, darunter 
drei Frauen (20%) und 12 Männer (80%). Zwei 
Männer (SPD) waren erfolgreich, keine der kandi-
dierenden Frauen (CDU, Grüne, Linke) konnte ein 
Landtagsmandat erringen. 
 
Abb. 1.18 Landtagswahl Schleswig-Holstein 
2012; BewerberInnen und gewählte Landtags-
abgeordnete für Lübeck, Geschlecht 
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Quelle: Hansestadt Lübeck, Kreiswahlleitung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
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Kommunalwahl in Lübeck 2013:  
Nur 37% gingen wählen 
Über die Wahlbeteiligung bei den Kommunal- 
bzw. Bürgerschaftswahlen in Lübeck liegen leider 
nur wenige Daten vor. Von den 175.618 Wahlbe-
rechtigten nahmen 2013 „nur“ 65.140 (37,1%) ihr 
Wahlrecht in Anspruch. Bei den Kommunalwahlen 
2008 waren es noch gut 7.500 mehr (41,6% der 
Wahlberechtigten), die wählen gingen. Der Anteil 
von Wählerinnen und Wählern (nach Geschlecht) 
an der Lübecker Kommunalwahl ist nicht bekannt. 
Landesweit gingen 2013 bei den Kommunalwah-
len 46,7% aller Wahlberechtigen wählen, also 
rund 10% mehr als in Lübeck. Aber auch im übri-
gen Schleswig-Holstein ging der Anteil der Wäh-
lerInnen auf kommunaler Ebene zurück, von 
49,4% 2009 auf 46,7% im Jahr 2013. 
Die Wahlanalyse der Thomas-Mann-Schule 
(TMS) fand heraus, dass fast die Hälfte aller Wäh-
lerInnen in Lübeck über 60 Jahre, nur knapp jede/r 
Fünfte (18%) unter 30, knapp jede/r Dritte (30%) 
zwischen 31-45 Jahre und über ein Drittel (38%) 
der WählerInnen zwischen 46 und 59 Jahre alt 
war. 
 
Abb. 1.19 Bürgerschaftswahl 2013 
Wahlanalyse TMS - WählerInnen nach  
Geschlecht, große Parteien  

18,2

31,6

37,8
37,4

14,2

30,1

10

15

20

25

30

35

40

SPD CDU Grüne

Frauen Männer
 

Quelle: Wahlanalyse Kommunalwahl 2013 in Lübeck 
Thomas-Mann-Schule; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Die Befragung zeigt, dass Frauen in Lübeck (18,2 
%) deutlich häufiger die Grünen wählten als Män-
ner (14,2%), siehe Abb. 1.19, bei SPD und CDU 
unterscheidet sich der Anteil weiblicher und männ-
licher WählerInnen kaum. Die Piraten wählten 
dagegen mehrheitlich Männer (79,1%). Ähnlich ist 
die Wählerschaft der Linken strukturiert: sie be-
steht zu ca. 2/3 aus Männern und nur zu ca. 1/3 
aus Frauen, siehe Abb. 1.20. 
 

Abb. 1.20 Bürgerschaftswahl 2013  
Wahlanalyse TMS, WählerInnen nach Ge-
schlecht, kleine Parteien 

0,8 0,4

3,7 3,5
4

0,8 1,1
0,8

2,8
1,61,9

3

1,4

0,3

1,4

3,1

0
1
2
3
4
5

FDP 

Pira
te

n
Lin

ke

Fre
ie W

äh
ler

M
ite

inan
de

r
BfL

FuL

Par
te

i

Frauen Männer
 

Quelle: Wahlanalyse Kommunalwahl 2013 in Lübeck 
Thomas-Mann-Schule; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Die Umfrage der TMS basiert auf einer Nachwahl-
befragung von über 2.300 WählerInnen und er-
fasste auch Merkmale wie Alter, Geschlecht und 
einen Vergleich des Wahlverhaltens der Kommu-
nalwahlen 2008 und 2013. 
 
Wahlvorschläge zur Bürgerschaft:  
70% Männer „direkt“ und über die Liste 
Bei den Wahlen zur Bürgerschaft 2013 traten in 
25 Wahlkreisen der Hansestadt insgesamt we-
sentlich weniger Frauen (1/3) als Männer (2/3) als 
KandidatInnen an. Von den 263 BewerberInnen 
um ein „Direkt-Mandat“ waren 79 Frauen (30%) 
und 184 Männer (70%), siehe Abb. 1.21. 
 
Abb. 1.21 Bürgerschaftswahl 2013  
Wahlvorschläge „direkt“, Frauen & Männer 
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Quelle: Hansestadt Lübeck, Logistik, Statistik & Wahlen  
Auswertung und Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Über die „Listen“ der Parteien und Wählervereini-
gungen traten 223 Personen an, darunter 76 
Frauen (34%) und 147 Männer (66%). 
Der Frauenanteil der KandidatInnen unterscheidet 
sich je nach Partei (und ob über „Liste“ oder di-
rekt) stark. „Freien Wähler“ (52% Frauen) und 
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Grüne (50%) stellten mindestens gleich viele 
Frauen wie Männer über die „Liste“ auf, die SPD 
immerhin 46%. Bei FDP, Piraten, BfL und der 
„Partei“ war maximal jede vierte (25%) KandidatIn 
über die „Liste“ eine Frau, bei CDU, Linken und 
„Miteinander“ nur rund jede Dritte, siehe Abb. 
1.22. 
 
Allerdings zogen bei der SPD trotz vieler Frauen 
auf der „Liste“ am Ende fast nur DirektkandidatIn-
nen in die Bürgerschaft ein. Da die SPD „direkt“ 
nur sieben Frauen (28% aller SPD Direktkandida-
tInnen) aufgestellt hatte, ergaben sich für die SPD 
daraus nur vier weibliche Bürgerschaftsmitglieder. 
 
Parteiinterne Regelungen führen bei einigen Par-
teien zu einer höheren Beteiligung von Frauen 
(z.B. Grüne seit 1979 50%, SPD 1988 33%, 1998 
40%, CDU 1996 freiwilliges Frauenquorum, Linke 
50%). 
 
Abb. 1.22 Bürgerschaftswahl 2013 
Wahlvorschläge Listen, nach Parteien 
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Quelle: Hansestadt Lübeck, Logistik, Statistik & Wahlen; 
Auswertung und Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
In Lübeck wurden 2013 nur 12 Frauen in die Bür-
gerschaft (49 Sitze insgesamt, d.h. 37 Männer) 
gewählt, (siehe Abb. 1.3., S. 6). 
 
 
1.5 Frauen & Männer in Gremien und 
Entscheidungspositionen von Wirt-
schaft, Arbeitsleben und Gesellschaft 
 
An dieser Stelle stellen wir dar, inwieweit Frauen 
in Entscheidungspositionen von Wirtschaft und 
Gesellschaft in Lübeck über die Kommunalpolitik 
hinaus vertreten sind, z.B. in Entscheidungsgre-
mien der Kammern, Hochschulen oder auch der 
Kirche. 
 

1.5.1 Frauen und Männer in öffentlich-
rechtlichen bzw. privatwirtschaftlichen 
Aufsichtsräten 
 
In der Privatwirtschaft, aber auch in öffentlich-
rechtlich verfassten Aufsichtsräten sind nach wie 
vor wenige Frauen vertreten. 
 
Laut aktuellem «women-on-board-Index» haben 
31 von 160 untersuchten börsennotierten Unter-
nehmen weder im Vorstand noch im Aufsichtsrat 
eine Frau. Im September 2014 betrugt der Frau-
enanteil in Aufsichtsräten laut FidaR (Frauen in die 
Aufsichtsräte, Women on board Index) 18,9% 
(Anteilseigner 9,4% / Arbeitnehmervertreterinnen 
9,5%). Von den Vorständen waren nur 5,8% weib-
lich (Stand 30.09.2014). 
In Lübeck sind Daten über die Aufsichtsräte gro-
ßer Firmen im Internet nicht immer öffentlich zu-
gänglich (z.B. Euroimmun, Bockholdt, Niedereg-
ger, Bäckerei Junge, Maschinenbau Baader). 
 
Einige Beispiele von Firmen, bei denen die Auf-
sichtsräte veröffentlicht sind, haben wir, neben 
öffentlich-rechtlich verfassten Aufsichtsräten (z.B. 
Sparkasse), in Abb. 1.23 dargestellt. Im Aufsichts-
rat von Dräger saßen 2014 elf Männer (92%) und 
eine Frau (8%). Ebenso sah es im Aufsichtsrat 
von Possehl aus (8% Frauen). 
 
Auch in Aufsichtsräten, die öffentlich-rechtlich 
verfasst und eng mit Land und Kommune verbun-
den sind, wie z.B. der Sparkasse zu Lübeck oder 
dem Universitätsklinikum Schleswig-Holstein 
(UKSH), sind nach wie vor kaum bzw. keine Frau-
en zu finden. Im Aufsichtsrat der Sparkasse zu 
Lübeck saßen 2014 ausschließlich 9 Männer 
(100%), d.h. keine einzige Frau. Die Sparkasse ist 
ein öffentlich-rechtliches Kreditinstitut und unter-
liegt dem Sparkassen-Gesetz des Landes 
Schleswig-Holstein. Im Aufsichtsrat des Universi-
tätsklinikums Schleswig-Holstein (Anstalt öffentli-
chen Rechts) waren 2014 sieben Männer (78%) 
und zwei Frauen (22%) vertreten. 
 
Im Aufsichtsrat des Lübecker Bauvereins saßen 
2014 zwei Frauen (33%) und vier Männer (66%), 
bei der „Neuen Lübecker“ vier Frauen (40%) und 
sechs Männer (60%). 
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Abb. 1.23 Frauen und Männer in ausgewählten 
Aufsichtsräten, Lübeck 2014 
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Quelle: Internetseiten der Betriebe; Graphik: Frauenbüro  
 
1.5.2 Frauen und Männer in Gewerkschaf-
ten 
Frauen sind in den Einzelgewerkschaften unter-
schiedlich stark vertreten. Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund ist der größte Dachverband zahlrei-
cher Einzelgewerkschaften mit insgesamt rund 6,1 
Millionen Mitgliedern (2013). Fast ein Drittel davon 
waren Frauen (33%). Acht Einzelgewerkschaften 
sind im DGB zusammengeschlossen. Nur in zwei 
der acht Einzelgewerkschaften stellen Frauen 
mehr als 50% der Mitglieder. In der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) (70% Frau-
en) und bei der Vereinigten Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di (51%). In der IG Metall dagegen 
sind nur 18% der Mitglieder Frauen, in der IG 
Bergbau, Chemie, Energie (BCE) 20%, in der 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) 
21%, der IG Bauen-Agrar-Umwelt (BAU) und der 
Gewerkschaft der Polizei 23% und in der Gewerk-
schaft Nahrung, Genuss, Gaststätten (NGG) 42%. 
Über die meisten Mitglieder verfügen IG Metall 
(2,2 Mio) und Ver.di (2 Mio). 
 
Lübecker Gewerkschaften:  
17-70% Frauen als Mitglied 
Ausgewertet werden konnten die Mitgliederzahlen 
von sechs der acht Gewerkschaften in der Region. 
Der Frauenanteil reicht in den Einzelgewerkschaf-
ten im Jahr 2013 von 17-70%. Relativ wenige 
Frauen sind Mitglied in der IG Metall (17%), der 
Gewerkschaft der Polizei (21%) und der IG Berg-
bau, Chemie, Energie (IG BCE; 30%). In der Ge-
werkschaft Nahrung Genuss, Gaststätten (NGG) 
lag der Frauenanteil 2013 nur noch bei 43% 
(2009: 53%), in ver.di waren 49% Frauen, in der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) stieg der Anteil weiblicher Mitglieder weiter 
auf 70% (2009: 66%). 
 

Keine Frau Geschäftsführerin bzw. Be-
zirksleiterin 
 
In keiner Gewerkschaft, auch nicht in denen mit 
überwiegend weiblichen Mitgliedern, gab es 2014 
eine hauptamtliche Geschäftsführerin oder Be-
zirksleiterin. Der DGB Region Schleswig-Holstein 
Südost, die NGG, IG Metall, IG BCE und ver.di 
hatten 2014 allesamt männlichen Geschäftsführer 
bzw. Bezirksleiter. Auch die hauptamtlichen Ge-
werkschaftssekretärInnen in und um Lübeck wa-
ren überwiegend männlich. Die IG Metall hat eine 
weibliche Gewerkschaftssekretärin; der DGB zwei 
Regionssekretärinnen und die EVG eine haupt-
amtliche Geschäftsstellenleiterin. Über die übrigen 
Gewerkschaften liegen uns keine Informationen 
vor. 
 
Abb. 1.24 Gewerkschafts-Mitglieder 
Lübeck – Anteil Frauen und Männer 2013/14 
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Quelle: Gewerkschaften in Lübeck, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 

 
Abb. 1.25 Ehrenamtlichen Vorstände  
Gewerkschaften - Anteil Frauen und Männer 
(Ort/Region/Kreis) 2014 
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Quelle: Internetseiten Gewerkschaften, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Auch in den ehrenamtlichen Vorständen der Ge-
werkschaften finden sich nach wie vor überwie-
gend  Männer, siehe Abb. 1.25. Die DGB Kreis-
vorstände (nicht nur Lübeck) sind z.B. ausschließ-
lich 9 Männer (100%) und keine Frau, der Be-
zirksvorstand der IG BCE bestand 2014 aus 17 
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Männern (77%) und fünf Frauen (23%), der ge-
schäftsführende Vorstand der GdP bestand aus 
11 Männern (73%) und vier Frauen (27%), der 
Kreisvorstand der GEW aus einem Mann (33%) 
und zwei Frauen (67%), der Regionsvorstand der 
NGG aus 14 Männern (82%) und drei Frauen 
(18%). Positives Beispiel ist der Ortsvorstand der 
IG Metall Lübeck-Wismar, der aus je fünf Frauen 
und Männern (50%) bestand. 
 
1.5.3 Frauen und Männer in „Kammern“ 
 
Kammern oder „berufsständische Körperschaften“ 
sind Körperschaften, die öffentlich-rechtlich (meist 
landesrechtlich) organisiert sind und Aufgaben der 
berufsständischen Selbstverwaltung wahrnehmen. 
Kammern vergeben Berufszulassungen und kön-
nen diese bei Fehlverhalten auch wieder entzie-
hen und Strafen erteilen. Sie nehmen Einfluss auf 
Ausbildung und Prüfungsrichtlinien und legen 
Zugangsvoraussetzungen für bestimmte Positio-
nen fest (z.B. Art der Weiterbildung für Spezialisie-
rung). Rechtsgrundlagen der Kammern (z.B. 
Kammergesetz, Wahlordnung) werden durch das 
Bundesland festgelegt. Beispielhaft benennen wir 
hier Zahlen für einige der vielen Kammern. 
 
Industrie- und Handelskammer (IHK) 
Vollversammlung IHK: 87% Männer 
Der im Jahr 1853 gegründeten Industrie- und 
Handelskammer zu Lübeck (IHK) gehörten 2014 
65.000-70.000 Mitgliedsunternehmen aus der 
Hansestadt Lübeck sowie den Kreisen Herzogtum 
Lauenburg, Ostholstein, Segeberg und Stormarn 
an. Laut IHK werden rund 20% davon von Frauen 
geführt (Inhaberinnen, Geschäftsführerinnen bzw. 
Prokuristinnen). 
Die Vollversammlung der IHK zu Lübeck ist das 
höchste beschlussfassende Organ der IHK. Sie 
bestimmt die Richtlinien ihrer Arbeit und be-
schließt über Anliegen, die für die IHK zugehörige 
gewerbliche Wirtschaft oder die Arbeit der IHK von 
grundsätzlicher Bedeutung sind. Die Vollver-
sammlung wird für sechs Jahre gewählt und be-
steht aus neun verschiedenen Wahlgruppen un-
terschiedlicher Branchen und Wahlkreise (Lübeck, 
Kreise Ostholstein, Segeberg, Stormarn, Herzog-
tum Lauenburg). Die Vollversammlung der IHK 
Lübeck besteht 2014 aus 69 Mitgliedern. Davon 
waren neun (13%) Frauen und 60 Männer (87%), 
siehe Abb. 1.26. 
 

Abb. 1.26 Vollversammlung der IHK zu Lübeck 
Anzahl Frauen und Männer 2014 
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Quelle:  Internetseiten der IHK, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 

 
Präsidium IHK zu Lübeck: 72% Männer 
Das Präsidium der IHK zu Lübeck besteht aus 
sieben Personen, zwei Frauen (28%) und fünf 
Männern (72%). Seit 2013 ist Friederike C. Kühn 
die erste ehrenamtliche Präsidentin in der 161 
Jahre alten Geschichte der IHK zu Lübeck. Damit 
ist Lübeck bundesweit vorne, denn 80 IHKs ste-
hen aktuell fünf ehrenamtliche weibliche Präsiden-
tinnen vor (6% Frauen). Bei den Geschäftsführe-
rInnen sind es drei von 80 (4%). 
 
Handwerkskammer (HWK) 
Vollversammlung HWK: 89% Männer 
Die Handwerkskammer ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, die eine Vielzahl von Aufga-
ben für ihre Mitglieder erbringt. Die Aufgaben sind 
gesetzlich in der Handwerksordnung festgelegt. 
Die HKW ist Interessenvertretung des Handwerks 
gegenüber Politik, Behörden, Verbänden und ge-
sellschaftlichen Gruppen und arbeitet in Aus-
schüssen, Gremien und Beiräten mit. Außerdem 
berät und betreut die HWK ihre Unternehmen und 
fördert die Berufsausbildung und Weiterbildung.  
 
Die HWK zu Lübeck hatte 2014 20.500 Mitglieds-
betriebe im Kammerbezirk, von denen 4.687 
(22%) weibliche Inhaberinnen oder Geschäftsfüh-
rerinnen hatten. 
 
Die Vollversammlung der HWK ist das höchste 
Beschlussgremium der Kammer. Sie besteht aus 
36 gewählten Mitgliedern, davon 24 selbständige 
HandwerkerInnen und InhaberInnen von Betrieben 
sowie 12 ArbeitnehmervertreterInnen. Mitglieder 
der Vollversammlung sind VertreterInnen des 
gesamten Bezirks (Lübeck, Kiel, Neumünster, 
Kreise Herzogtum-Lauenburg, Ostholstein, Pinne-
berg, Plön, Steinburg und Stormarn). Von den 36 
VertreterInnen der Vollversammlung waren 2014 
vier Frauen (11%) und 32 Männer (89%). 
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Abb. 1.27 Vollversammlung der HWK Lübeck 
Frauen und Männer 2014 
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Quelle: Internetseiten der HWK, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 

Vorstand der Handwerkskammer: 
100% Männer 
Der Vorstand der HWK zu Lübeck bestand 2014 
aus drei Männern und keiner Frau. 
 
ÄrztInnenkammer: 60 – 80% Männer 
Die ÄrztInnenkammer in Schleswig-Holstein ver-
tritt 9.039 Ärzte und 7.325 Ärztinnen (45%). Die 
Kammerversammlung stellt das Parlament der 
Ärztinnen und Ärzte in Schleswig-Holstein dar. Die 
Kammerversammlung wird bei der Durchführung 
ihrer Aufgaben in jedem Landeskreis von einem 
Kreisausschuss unterstützt. Die hohen Frauenan-
teile unter den Mitgliedern der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein spiegeln sich nur zum Teil in 
der Kammerversammlung oder dem Lübecker 
bzw. anderen Kreisausschüssen wider. 
2014 waren im Lübecker Kreisausschuss der Ärz-
tInnenkammer rund ein Drittel Frauen (33%; 4 von 
12) und zwei Drittel Männer, siehe Abb. 1.28. 
Landesweit waren es sogar noch weniger Frauen. 
Nur jede fünfte VertreterIn (21%) in den insgesamt 
15 Kreisausschüssen war eine Frau. 
 
Abb. 1.28 ÄrztInnenkammer Schleswig-Hol-
tein, Mitglieder Kreisausschuss Lübeck 
Anteil Frauen 2014 
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Quelle: Internetseiten der Ärztekammer Schleswig-Holstein, 
eigene Auswertung; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
Auch unter den Delegierten der Kammerver-
sammlung finden sich nach wie vor mehr Männer. 

Für Lübeck nahmen vier Frauen (36%) und sieben 
Männer (64%) als Delegierte an der Versammlung 
teil, siehe 1.29. Landesweit waren es immerhin 
40% Frauen. 
 
Abb. 1.29 ÄrztInnenkammer Schleswig-Hol-
stein, Kammerversammlung, Lübecker Dele-
gierte, Anteil Frauen - Männer 2014 
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Quelle: Internetseiten der Ärztekammer Schleswig-Holstein, 
eigene Auswertung; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Von den 15 Vorsitzenden der Kreisausschüsse 
waren nur drei Frauen (20%) bzw. 80% Männer, 
siehe Abb. 1.30. 
 
Apothekenkammer: Viele Frauen dank 
„Quote“ - wenige selbständige Frauen 
In der ApothekerInnenkammer Schleswig-Holstein 
sind inzwischen über 60% der Mitglieder Frauen. 
Dieser hohe Frauenanteil spiegelt sich auch tat-
sächlich fast in der Kammerversammlung wider. 
Hier waren 2014 16 Frauen (53%) und 14 Männer 
(47%) vertreten, siehe Abb. 1.30. 
 
Hintergrund für die gute Besetzung mit Frauen ist 
eine rechtliche Regelung: die Verordnung der 
Landesregierung über „die Wahl zur Kammerver-
sammlung der Apothekerkammer Schleswig-
Holstein und die von der Kammerversammlung 
durchzuführenden Wahlen“. Diese sieht in §7 Abs. 
2 Satz 2 vor, dass in jedem Wahlkreis Frauen 
anteilig zur Mitgliederzahl vertreten sein müssen. 
„In jedem Wahlkreis müssen sich mindestens Bewerbe-
rinnen und Bewerber in einer Anzahl zur Wahl stellen, 
1. (…) 2. die dem Verhältnis zwischen weiblichen und 
männlichen Wahlberechtigten im Wahlkreis, das von 
der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter im Höchstzahlen-
verfahren (§ 6 Abs. 2) ermittelt worden ist, entspricht.“  
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Abb. 1.30 Apothekenkammer Schleswig-Hol-
stein, Delegierte Kammerversammlung Anzahl 
Frauen und Männer 2014 
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Quelle: Internetseiten der Apothekerkammer Schleswig-
Holstein, eigene Auswertung; Graphik: Frauenbüro Lübeck 

 
Große Unterschiede zeigen sich jedoch, wenn 
man die selbständigen und nichtselbständigen 
ApothekerInnen nach Geschlecht betrachtet. Un-
ter den selbständigen ApothekerInnen in der 
Kammerversammlung sind fünf Frauen (33%) und 
10 Männer (67%), unter den nichtselbständigen 
ApothekerInnen dagegen ist das Verhältnis umge-
kehrt, hier sind es 11 Frauen (74%) und vier Män-
ner (26%). 
 
1.5.4 Frauen und Männer in Gremien  
Lübecker Hochschulen 
Obwohl Frauen bundesweit rund die Hälfte der 
Studierenden (49,5%, Stand 2012) und Absolven-
tInnen (50,7%) stellen, sind sie nach wie vor we-
sentlich seltener Professorinnen (20% aller Pro-
fessuren bzw. 10 % der C4-Professuren). 
 
Auch in den Hochschulleitungen und Gremien 
sind sie nach wie vor –bundesweit ebenso wie in 
Lübeck– unterrepräsentiert. Laut CEWS, dem 
„Center of Excellence Women and Science“, wer-
den geschlechtsspezifische Daten zur Besetzung 
der Hochschulleitungen erst seit 1996 von der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung (BLK) bei den Hoch-
schulen erhoben. Der Frauenanteil an den Rekto-
rInnen und PräsidentInnen (13,6%) lag demnach 
2012 deutlich unter ihrem Anteil an den Professu-
ren (19,1%, 2010), ihr Anteil an ProrektorInnen 
und VizepräsidentInnen (25%) darüber. Seit 1996 
hat sich der Frauenanteil an der Hochschulleitung 
von rund 8% auf 21% verdoppelt. Nach wie vor ist 
aber nur jede fünfte Person (20%) in den Hoch-
schulleitungen bundesweit weiblich. 
 
 

Wenige Frauen in Präsidien, Senaten und 
Räten der Lübecker Hochschulen 
In den Gremien der Hochschulen Lübecks (d.h. in 
den Präsidien, im Senat oder im Hochschulrat) 
sind Frauen nach wie vor stark unterrepräsentiert. 
 
Jede Hochschule in Schleswig-Holstein verfügt 
über ein Präsidium, einen Senat und einen Hoch-
schulrat. Das Präsidium leitet die Hochschule. Der 
Senat setzt sich mit zentralen Fragen von For-
schung und Lehre auseinander und bindet alle 
Hochschulmitglieder ein. Der Hochschulrat, der 
mit externen Persönlichkeiten aus Wissenschaft, 
Wirtschaft und Gesellschaft besetzt ist, hat Mitwir-
kungs- und Überwachungsaufgaben im Bereich 
des Hochschulmanagements und der Struktur-
entwicklung. 
 
Wie die Abb. 1.31 – 1.33 zeigen, war im Mai 2014 
in zwei von drei Präsidien der Hochschulen in 
Lübeck (Universität, Fach- und Musikhochschule) 
keine einzige Frau vertreten, d.h. sie waren zu 
100% mit Männern besetzt. Nur im Präsidium der 
FH Lübeck gab es eine Frau (33%) und zwei 
Männer (66%). Die FH Bund in Lübeck hat kein 
„lokales“ Präsidium bzw. keinen lokalen Senat und 
wird deshalb hier nicht dargestellt. 
 
Abb. 1.31 Gremien Universität Lübeck  
Frauen und Männer 2014 
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Quelle: Internetseiten der Universität zu Lübeck, eigene Aus-
wertung; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Auch im Senat der drei dargestellten Hochschulen 
sitzen nach wie vor nur wenige Frauen (70-80% 
Männer). Vor allem unter den im Senat vertrete-
nen ProfessorInnen sind wenige Frauen zu finden. 
Weibliche Mitglieder der Senate werden bisher 
überwiegend über die Vertretungen der Studie-
renden oder den nichtwissenschaftlichen Dienst 
entsandt. 
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Abb. 1.32 Gremien Fachhochschule Lübeck 
Frauen und Männer 2014 
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Quelle: Internetseiten der FH Lübeck, eigene Auswertung; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 

Erste Frau an Spitze der FH Lübeck 
Während die Musikhochschule nach Jahren mit 
einer Frau an der Spitze seit 2014 einen männli-
chen Präsidenten hat, steht an der Spitze der 
Fachhochschule erstmals eine Frau als Präsiden-
tin. 
 
Abb. 1.33 Gremien Musikhochschule Lübeck - 
Frauen und Männer 2014 
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Quelle: Internetseiten der Musikhochschule Lübeck, eigene 
Auswertung; Graphik: Frauenbüro Lübeck 

 
Mehr Frauen in Hochschulräten –  
„Quote“ in Schleswig-Holstein wirkt 
In den Hochschulräten aller drei Hochschulen in 
Lübeck sind jeweils zwei Frauen (40%) und drei 
Männer (60%) vertreten, siehe Abb. 1.31-1.33. 
 
Bundesweit stellten Frauen im Jahr 2012 laut 
CEWS 32% aller VertreterInnen der Hochschulrä-
te. Zehn Jahre zuvor (2003) waren es erst 20%. In 
Schleswig-Holstein gibt es traditionell einen hohen 
Frauenanteil, der ebenfalls von 30% 2003 auf 
38% in 2013 stieg. Laut CEWS gibt es zwischen 
den Bundesländern große Unterschiede in der 
Beteiligung von Frauen an den Hochschulräten. 
 
Der hohe Frauenanteil in Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen ist auf gesetzliche Regelungen 
zurückzuführen: in Schleswig-Holstein auf §19 (3) 
des Gesetzes über die Hochschulen und das Uni-
versitätsklinikum Schleswig-Holstein vom 28. Feb-
ruar 2007 (Stand 2014). Gesetze vieler anderer 
Bundesländer sehen dagegen zwar allgemein eine 
„angemessene Vertretung von Frauen“ oder eine 
„geschlechterparitätische Besetzung“ von Gre-

mien vor, machen jedoch keine konkreten Vorga-
ben für die Hochschulräte. 
 
1.5.5 Frauen und Männer in der Evangeli-
schen Kirche 
 
An dieser Stelle stellen wir die Anteile von Frauen 
in Entscheidungspositionen der evangelischen 
Kirche in und um Lübeck dar. Wir beschränken 
uns zunächst auf die evangelischen Kirche, da 
Frauen hier eine lange Tradition als Pastorinnen 
haben. Zudem hat die Nordkirche als einzige der 
Kirchen eine Beauftragte für Geschlechtergerech-
tigkeit, über die wir erstmals geschlechtsspezifi-
sche Zahlen erhalten konnten. 
Ende 2012 waren 23 Millionen Menschen oder 
29% der Gesamtbevölkerung Deutschlands Mit-
glied der evangelischen Kirche (Stand 31. De-
zember 2012). Traditionell sind laut EKD mehr 
Frauen als Männer „kirchlich gebunden“. Laut 
Kirchenmitgliederstatistik 2012 beträgt der Frau-
enanteil an den evangelischen Kirchenmitgliedern 
bundesweit 54%. In der Nordkirche betrug er 2012 
56,4%. 
 
Evangelische Kirche: Synode des Kir-
chenkreises Lübeck-Lauenburg 
Die Kirchenkreissynode Lübeck-Lauenburg ist die 
Vertretung aller 56 Kirchengemeinden und der 
Dienste und Werke im Kirchenkreis. Sie ist das 
oberste Beschlussorgan des Kirchenkreises und 
damit vergleichbar einem Parlament. Die Aufga-
ben und Befugnisse leiten sich aus der Verfas-
sung der Evangelisch-Lutherische Kirche Nord-
deutschlands ab. 
Die Synode setzt sich aus 88 Mitgliedern zusam-
men, 48 ehrenamtlich tätige Mitglieder der Kir-
chengemeinderäte, 16 PastorInnen, 8 Mitarbeite-
rInnen, 8 VertreterInnen der Dienste und Werke 
und 8 vom Kirchenkreisrat berufene Mitglieder. 
Von diesen 88 Mitgliedern sind 29 Frauen (33%) 
und 59 Männer (67%), siehe Abb. 1.34. 
 
Frauen stellen demnach rund ein Drittel der Mit-
glieder, ähnlich wie auch in der übergeordneten 
Synode der Nordelbischen bzw. ab 2013 der 
Nordkirche, wo der Frauenanteil 2013 35% betrug 
(siehe Abb. 1.37). Beide haben im Vergleich zur 
EKD (45% Frauen) einen unterdurchschnittlichen 
Anteil an Frauen. Das Präsidium der Synode des 
Kirchenkreises setzt sich zusammen aus zwei 
Männern und einer Frau.  
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Abb. 1.34 Synode Kirchenkreis Lübeck-
Lauenburg - Frauen und Männer 2014 
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59; 67%

Frauen Männer
 

Quelle: Landeskirchenamt Nordkirche, Juli 2014; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Der Kirchenkreisrat vertritt den Kirchenkreis in 
allen Angelegenheiten und verwaltet diesen in 
eigener Verantwortung. Er führt im Rahmen des 
Kirchenrechts die Aufsicht über die Kirchen-
gemeinden und die Dienste und Werke des Kir-
chenkreises und besteht aus zwölf Mitgliedern, 
darunter die beiden Pröpstinnen und zehn Mitglie-
der, die aus der Mitte der Kirchenkreissynode 
gewählt werden. Beide Propsteien sollen mit je 
fünf Mitgliedern vertreten werden. Im Kirchenkreis-
rat sind fünf Frauen (41%) und sieben Männer 
vertreten. Vergleicht man die Anteile der Frauen in 
der Synode oder im Kirchenkreisrat mit der Zahl 
der weiblichen Kirchenmitglieder (56,4% Frauen in 
der Nordkirche) oder gar mit dem Anteil der Frau-
en unter den MitarbeiterInnen und Ehrenamtlichen 
der evangelischen Kirche, der bundesweit (keine 
lokalen Zahlen recherchierbar) bei 75% bzw. 70% 
liegt, ist hier ein starker Nachholbedarf zu erken-
nen. 
 
PastorInnen in Lübeck 
In Lübeck gibt es 20 Pastorinnen (46%) und 23 
Pastoren, d.h. der Anteil ist fast ausgeglichen. 
 
Abb. 1.35 PastorInnen Lübeck, Frauen + Män-
ner 2014 
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Quelle: Landeskirchenamt Nordkirche, Juli 2014 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 

Nordelbische / Nordkirche 
Im Gegensatz zu der Vertretung der Frauen in den 
meisten Gremien der Kirche stellen Frauen die 
Mehrheit der Mitglieder und auch der Kirchenge-
meinderäte der Nordkirche (siehe Abb. 1.36 und 
1.41). 
 
Abb. 1.36 Nordkirche – Mitglieder 
Frauen und Männer 2012 
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Quelle: Internetseiten der EKD 2014; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Synode der Nordkirche  
Die Synode der Nordkirche setzte sich Ende 2013 
aus 156 Mitgliedern zusammen, darunter mit 55 
Frauen (35%) rund ein Drittel Frauen und 101 
Männer (65%) bzw. zwei Drittel Männer, siehe 
Abb. 1.37. 
 
Abb. 1.37 Synode Nordkirche 2013 
Frauen und Männer 
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Quelle: Landeskirchenamt Nordkirche, 11/2013; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Wie Abb. 1.38 zeigt, entsandten die Theologi-
schen Fakultäten der Universitäten ausschließlich 
Männer (4=100%) in die Synode, berufen wurden 
ebenfalls fast ausschließlich Männer (11 von 12 
bzw. 92%), TheologInnen waren mit 20 Männern 
(64%) und 11 Frauen (36%) vertreten, die Mitar-
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beiterInnen mit 9 Männern (69%) und 4 Frauen, 
die Laien mit 49 Männer und 37 Frauen. 
 
Abb. 1.38 Synode Nordelbische Kirche/ Nord-
kirche, Gruppen, Frauen und Männer 2013 
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Quelle: Landeskirchenamt Nordkirche, 11/2013;  
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Zwischen 1983 und 1996 stieg der Anteil der Frau-
en in der Synode der (damals noch) Nordelbi-
schen Kirche von 19 auf 40% an. Seitdem ist der 
Frauenanteil wieder rückläufig, 2013 betrug er nur 
noch 33%, siehe Abb. 1.39. 
 
Abb. 1.39 Synode Nordelbische Kirche / Nord-
kirche, Frauen und Männer 1985-2013 
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Quelle: Landeskirchenamt Nordkirche, 11/2013 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Auch bei den DezernentInnen und ReferentInnen 
der Nordkirche überwiegen Männer, wie Abb. 1.41 
zeigt. 2014 gab es eine Dezernentin (10%) und 
neun Dezernenten (90%) sowie 21 Referentinnen 
(38%) und 34 Referenten (62%).  
 
 

Abb. 1.40 Nordkirche, DezernentInnen und 
ReferentInnen, Frauen und Männer 2014 
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Quelle: Landeskirchenamt Nordkirche, 1/2014; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Die Leitungsstrukturen der einzelnen Gliedkirchen 
der EKD sind unterschiedlich. Alle haben Landes-
synoden oder vergleichbare Gremien, die sich in 
unterschiedlichem Verhältnis aus ehrenamtlichen 
und hauptamtlichen Mitgliedern zusammensetzen. 
Ihnen obliegen ebenfalls die Gesetzgebungskom-
petenz und die Haushaltshoheit. Die demokrati-
schen Entscheidungsgremien der nachgeordneten 
Ebenen sind die Kirchenkreissynoden und die 
Kirchengemeinderäte. In den Kirchengemeinderä-
ten der Nordkirche sind laut EKD über 5.800 
Frauen (56%) und 4.500 Männer (44%) ehrenamt-
lich vertreten., sehe Abb. 1.41. 
 
Abb. 1.41 Nordkirche – ehrenamtliche Kir-
chengemeinderäte, Frauen und Männer 
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Quelle: Internetseiten der EKD 2014;  
Graphik: Frauenbüro Lübeck 

 
Geschlechtergerechtigkeit in der Nordkir-
che 
Seit 2013 gibt es in der Nordkirche ein neues Ge-
setz für Geschlechtergerechtigkeit, das zur paritä-
tischen Besetzung von Gremien und Leitungsstel-
len verpflichtet. Im September 2013 startete die 
Nordkirche ein Mentoring für PastorInnen, das zur 
Übernahme von Leitungsämtern ermutigen soll. 
Die Beauftragte für Geschlechtergerechtigkeit bei 
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der Nordkirche organisiert dieses, gemeinsam mit 
dem Frauenwerk und der Institutionsberatung der 
Nordkirche. Die Arbeit der Gleichstellungs- und 
Genderbeauftragten ist die Förderung der Chan-
cengleichheit und der partnerschaftlichen gerech-
ten Gemeinschaft von Frauen und Männern in der 
Kirche. In der Verfassung der Nordkirche ist dies 
in Artikel 11 berücksichtigt. 
 
 
1.6 Resümee: 
Partizipation von Frauen und Männern 
Trotz ihrer guten Qualifikation und ihres vielfachen 
ehrenamtlichen Engagements sind Frauen –auch 
in Lübeck– immer noch wesentlich seltener als 
Männer in relevanten Gremien und Entschei-
dungspositionen vertreten. Rechtliche Regelungen 
(z.B. für die Besetzung der Gremien der Apothe-
kerInnenkammer, der Hochschulräte, der Nordkir-
che, des Jugendhilfeausschusses der Hansestadt 
Lübeck) und substanzielle Selbstverpflichtungen 
(z.B. im Forum für MigrantInnen in Lübeck) tragen 
zu einem höheren Frauenanteil bei. Allgemeine 
Selbstverpflichtungen und Absichtserklärungen, 
Frauen beteiligen zu wollen, führen dagegen fak-
tisch meist nicht zu einer angemessenen Beteili-
gung, wie der Blick in unterschiedliche Entschei-
dungsstrukturen mit Lübecker und landesweiten 
Daten zeigt. 
 
Die Kommune selbst kann insbesondere bei den 
städtischen Entscheidungsgremien, d.h. bei der 
Partizipation von Frauen an kommunalpolitischen 
Entscheidungen auf eine größere Beteiligung von 
Frauen hinwirken. 
 
Exkurs: Gründe für die Unterrepräsentati-
on von Frauen in der Politik 
Die knappe Bestandsaufnahme führt zu der Frage 
nach den Gründen der anhaltenden Unterrepräsen-
tation von Frauen in der Politik. Fünf Hauptgründe  
nennen WissenschaftlerInnen (z.B. Hoecker, Beate: 
Frauen in der Politik)  
1. Frauen haben weniger Interesse an „institutio-
nalisierten“ Formen der Politik als Männer. 
Im sogenannten „unkonventionellen“ Bereich (z.B. 
Mitarbeit in einer Bürgerinitiative oder Sammeln 
von Unterschriften) fallen die Geschlechterdiffe-
renzen dagegen deutlich geringer aus. 
2. Die Formen politischer Arbeit sind männlich 
geprägt und Frauen eher fremd. 
Organisationsstrukturen, Versammlungs- und 
Kommunikationsstile sind oft männlich geprägt. 
Weibliche Parteimitglieder haben eine Distanz zu 
den routinierten Versammlungsabläufen, beklagen 
den Formalismus und Endlosdiskussionen, in der 
ein roter Faden und der inhaltliche Kern der Aus-
einandersetzung nicht mehr zu erkennen sind. 
Auch ausgeprägtes Konkurrenzdenken und männ-
liche Profilierungssucht werden kritisiert. Frauen 
bevorzugen eher spontane und weniger formali-

sierten Beteiligungsformen, wie z.B. die der neuen 
sozialen Bewegungen.  
3. Politische Karrieremuster erschweren Frauen 
den Aufstieg. 
In der Parteiendemokratie beginnt eine politische 
Karriere in lokalen Führungsgremien, von wo aus 
der schrittweise Aufstieg ("Ochsentour") erfolgt. 
Neben einem akademischen Studium und berufli-
chem Fachwissen ist insbesondere die individuelle 
Abkömmlichkeit von zentraler Bedeutung, da sich 
die politische Arbeit von einer Feierabendtätigkeit 
immer mehr zum eigentlichen Hauptberuf entwi-
ckelt. Diese bereitet Frauen größere Probleme als 
Männern, da Familienpflichten und Kinderbetreu-
ung zumeist eher von Müttern als von Vätern 
wahrgenommen werden und sie daher weniger 
präsent, flexibel und verfügbar sind. Auch deshalb 
entfalten die Quotenregelungen der Parteien nur 
eine begrenzte Wirksamkeit. Denn die ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung in der Gesell-
schaft verändern sie nicht. 
4. Frauen sind in informelle Entscheidungsstruktu-
ren weniger eingebunden als Männer. 
Für eine erfolgreiche politische Karriere ist die 
Einbindung in informelle Entscheidungs- und 
Machtstrukturen nach wie vor von zentraler Be-
deutung. Gerade Frauen aber sind von diesen 
informellen Kreisen, sei es in Parteien oder Par-
lamenten, oft ausgeschlossen -  häufig handelt es 
sich hierbei um subtiler Formen der Diskriminie-
rung. 
5. Politikerinnen werden in Medien marginalisiert 
und trivialisiert. 
Um in der Politik Erfolg zu haben, müssen sich 
Frauen nicht nur im innerparteilichen Konkurrenz-
kampf bewähren, sondern benötigen zur Wahr-
nehmung in der Öffentlichkeit zugleich die Medien. 
Untersuchungen belegen, dass die mediale Dar-
stellung von Politikerinnen keineswegs der von 
Politikern entspricht. Frauen werden in der Be-
richterstattung marginalisiert, d.h. die Medien be-
richten deutlich weniger über sie. Außerdem ist 
eine geschlechtstypische Darstellung auffällig: 
neben dem sachlichen richtet sich das mediale 
Interesse bei Politikerinnen viel stärker auch auf 
ihre Privatsphäre und ihr Äußeres. Dies geht ein-
her mit einer eher abwertenden Berichterstattung 
über die politische Rolle und die Leistungen von 
Politikerinnen. 
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1.7. Handlungsfeld I: Partizipation von 
Frauen wollen 
Insbesondere die Datenanalyse zu den Anteilen 
von Frauen und Männern in der Lübecker Bürger-
schaft, ihren Ausschüssen und Aufsichtsräten legt 
deutlichen Handlungsbedarf nahe. 
Die politischen Parteien und Fraktionen werden 
auch an der Umsetzung ihrer Wahlprogramme 
gemessen – eine angemessene Beteiligung von 
Frauen gehört dazu. 
Vor dem Hintergrund der vorgelegten Datenanaly-
se und wissenschaftlicher Untersuchungen (siehe 
o.g. Exkurs) gibt es unterschiedliche Handlungs-
ansätze. 
 
Handlungsoptionen für Parteien / Wähler-
vereinigungen:  
� Persönliche Ansprache und Ermutigung po-

tenziell interessierter Frauen / Kandidatinnen 
und aktive Unterstützung 

� Quotierung der Wahllisten und –vorschläge 
und Besetzung „sicherer“ Wahlkreise mit 
Frauen 

� Öffnung der Wahllisten für Nichtmitglieder 
� in „kleineren“ Parteien und Wählervereinigun-

gen sind Frauen häufig aktiv. Sie sollten häufi-
ger auf Platz 1 der Liste kandidieren, da sie 
sonst nach der Wahl nicht zum Zuge kom-
men, wenn nur ein Mandat errungen wird. 

� das Nutzen unkonventioneller Formen der 
Beteiligung, um mehr Frauen zu gewinnen 

� Formen, Organisationsstrukturen, Stile und 
Zeiten der Beteiligung bei Frauen erfragen und 
die eigenen Strukturen den Wünschen und 
Bedarfen anpassen (Stichwort „ressourcen 
schonende und sachorientierte Arbeitsfor-
men“) 

� Aufgabenfelder anbieten, die Frauen eine 
zeitliche Beteiligung bzw. einen Einstieg er-
möglichen 

� Mütter und Väter fragen, wie ihnen Beteiligung 
möglich ist und welche Unterstützung sie be-
nötigen 

� Hinterfragen der „informellen“ Kreise bzw. 
Einbindung von Frauen und „Neuen“ 

� Unterstützung bei Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit von Frauen und „Neuen“ 

 
Handlungsoptionen für die Lübecker Bür-
gerschaft:  
� Erarbeitung eines fraktionsübergreifenden 

kommunalen Konzeptes zur Erhöhung der 
Wahl- und stärkeren BürgerInnenbeteiligung 
sowie zur Gewinnung neuer InteressentInnen 
und aktiver Personen für die Kommunalpolitik. 
Dieses sollte die Steigerung des Anteils von 
Frauen -und ggf. anderer bisher unterreprä-
sentierter Gruppen- in der Kommunalpolitik 
beinhalten. 

� Selbstverpflichtung der Bürgerschaft, in Aus-
schüsse und andere Gremien von jeder Partei 
je eine Frau und einen Mann zu entsenden 

(beispielgebend kann hier der bereits erwähn-
te Beschluss der Bürgerschaft vom November 
2014 sein (siehe S. 9). 

 
Handlungsoptionen des Lübecker Frau-
enbüros:  
Mehr Vielfalt in die Kommunalpolitik – Frauen sind 
dabei! 
2012 begann das Frauenbüro mit der Veranstal-
tungsreihe „Mehr Vielfalt in die Kommunalpolitik – 
Frauen sind dabei“, fortgesetzt wurde sie 2013 
und 2014 (Programme siehe Quellen am Ende) 
und auch 2015 wird die Reihe weitergeführt. 
Die Veranstaltungen fanden und finden gute Re-
sonanz und zeigen das Interesse von Frauen an 
kommunalpolitischen Strukturen und Entschei-
dungen. 
Mit 
� Fortbildungen z.B. zu Rhetorik, Körperspra-

che, Debattieren, Öffentlichkeitsarbeit u.a. 
� Einführungs-Veranstaltungen zur Kommunal-

politik für Frauen 
� Der Eröffnung von Kontaktmöglichkeiten für 

interessierte Frauen zu aktiven Kommunalpoli-
tikerinnen  

� dem gemeinsamen Besuch von Bürgerschaft 
und Ausschüssen 

� der 1. Frauen-Bürgerschafts-Sitzung am 
7.3.2013 
www.luebeck.de/files/pool/01/160/FrauenBuer
gerschaftssit-
zung_Dokumentation_Kurzfassung.pdf 

unterstützt das Frauenbüro überparteilich kom-
munalpolitisch interessierte Frauen und somit 
indirekt die Parteien / Wählergemeinschaften bei 
der Gewinnung und Stärkung von Frauen für ihre 
kommunalpolitische Arbeit. 
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2 Im Fokus: 
Gewalt an Frauen und Kindern 

Gewaltfrei leben - Voraussetzung für 
die Gleichstellung von Frauen 
Die Sachverständigen-Kommission des ersten 
Gleichstellungsberichts der Bundesregierung stell-
te dem Bericht ein Leitbild voran, das Verwirkli-
chungsrechte für die Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern formulierte (BMFSFJ 2013: 
48). Dazu gehören u.a. Leben und körperliche 
Gesundheit, geistiges Wohlbefinden, körperliche 
Unversehrtheit, Wohnen und Respekt. Ein gewalt- 
und angstfreies Leben ist demnach Grundvoraus-
setzungen für die Gleichberechtigung zwischen 
Frauen und Männern. 
 
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) veröf-
fentlichte 2013 eine Studie zur weltweiten Verbrei-
tung von Gewalt an Frauen. Demnach haben 35% 
aller Frauen weltweit körperliche und/oder sexuel-
le Gewalt durch einen Partner/in oder Nicht-
Partner/in erlebt. 38% aller Tötungsdelikte von 
Frauen werden durch den Partner begangen. Prä-
ventive Maßnahmen, aber auch Hilfen für Frauen 
nach Gewalt, vermehrt auch durch den Gesund-
heitssektor, werden in der Studie angemahnt. 
 
In Deutschland ist 2004 die erste repräsentative, 
Studie "Lebenssituation, Sicherheit und Gesund-
heit von Frauen in Deutschland" erschienen, die 
vom Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend in Auftrag gegeben wurde. 
Über 10.000 in Deutschland lebende Frauen zwi-
schen 16 bis 85 Jahren wurden darin umfassend 
zu ihren Gewalterfahrungen befragt. Die Ergeb-
nisse dieser Studie haben wir im Bericht „Frauen 
in Lübeck“ 2010 dargestellt. 
 
Im Anschluss an diese Studie hat das BMFSFJ 
eine Reihe an Sonderauswertungen zu bestimm-
ten Themen bzw. Zielgruppen angeschlossen 
(z.B. Gewalt gegen Frauen in Paarbeziehungen, 
Gesundheit-Gewalt-Migration) sowie 2013/14 zwei 
Untersuchungen zu Ursachen und Risikofaktoren 
für Gewalt an Frauen mit Behinderung (BMFSFJ, 
Gewalterfahrungen von in Einrichtungen lebenden 
Frauen mit Behinderungen - Ausmaß, Risikofakto-
ren, Prävention bzw. BMFSFJ, Lebenssituation 
und Belastungen von Frauen mit Beeinträchtigun-
gen und Behinderungen in Deutschland). Die Stu-
dien zeigen ein gravierendes Ausmaß von Ge-
walterfahrungen von Frauen mit Behinderungen 
auf. Diese waren zwei- bis dreimal häufiger als 
Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt unterschied-
lichen Formen von Gewalt im Lebensverlauf aus-
gesetzt und hatten fast durchgängig Erfahrungen 
mit Diskriminierungen gemacht. 
 

Im Gegensatz zu den Zahlen der o.g. Studien, in 
der Frauen nach ihren Gewalterfahrungen gefragt 
wurden und die damit auch das sogenannte Dun-
kelfeld des Ausmaßes der Gewalt gegen Frauen 
beleuchten, werden in offiziellen Statistiken, wie 
z.B. denen der Polizei und Justiz wesentlich weni-
ger Fälle bekannt. Da uns für Lübeck keine Dun-
kelfeldzahlen vorliegen, kann im Folgenden ledig-
lich auf Zahlen von Polizei, Justiz und der Frauen-
fachberatungsstellen und Frauenhäuser zurück-
gegriffen werden. 
 
 
2.1 Sexualdelikte in Lübeck 
Die Polizeiliche Kriminalstatistik für Lübeck ver-
zeichnete in den vergangenen Jahren zunächst 
eine kontinuierliche Abnahme und dann eine 
Stagnation der polizeilich registrierten Delikte ge-
gen die sexuelle Selbstbestimmung. Hierzu gehö-
ren neben Vergewaltigungen, sexuellen Nötigun-
gen und dem Missbrauch von Kindern oder 
Schutzbefohlenen auch exhibitionistische Hand-
lungen und der Besitz bzw. die Verschaffung von 
Kinderpornographie. Zwischen 2006 und 2009 
nahm die Zahl der registrierten Fälle von 230 auf 
191 ab. In den Jahren 2010-2013 stagnierte die 
Zahl bei um die 150 polizeilich registrierten Delik-
ten pro Jahr (siehe Abb. 2.1). 
 
Abb. 2.1 Straftaten gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung. Lübeck 2010-2013 
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Vergewaltigung 
Die Zahl der polizeilich bekannt gewordenen Ver-
gewaltigungen in Lübeck schwankt von Jahr zu 
Jahr. Laut Innenministerium bzw. Landeskriminal-
amt Schleswig-Holstein gab es in Lübeck in den 
Jahren 2010-2013 jährlich zwischen 24 und 46 
weibliche Opfer einer Vergewaltigung (siehe Abb. 
2.2) sowie 2-4 männliche Opfer. Über einen länge-
ren Zeitraum betrachtet gibt es starke Schwan-
kungen der Zahlen. Hohe Zahlen von registrierten 
Opfern gab es seit 1993 in den Jahren 1994 und 
1995, 2003-2006 und im Jahr 2012. Bundesweite 
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Studien legen nahe, dass das Dunkelfeld in die-
sem Bereich sehr hoch ist, insbesondere wenn die 
Täter aus dem persönlichen Umfeld der Opfer 
stammen. 
 
Abb. 2.2 Angezeigte Vergewaltigungen Lübeck 
1993-2013 
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Die Zahl der von der Polizei registrierten sexuellen 
Nötigungen in Lübeck schwankt ebenfalls. 2013 
gab es 16 polizeilich registrierte Fälle, 2010 waren 
es 30. Pro Jahr gibt es um die 30 Anzeigen wegen 
„sexuellen Missbrauchs von Kindern“ in Lübeck. 
2013 wurden 34 Fälle von sexuellem Missbrauch 
an Kindern angezeigt, 2010 waren es 31. Zwi-
schen 2006 und 2007 war die Zahl zwischenzeit-
lich von 50 auf 74 angestiegen. 
 
Die sogenannte Häufigkeitszahl setzt die Zahl der 
Straftaten in Relation zur EinwohnerInnenzahl 
(Straftaten pro 100.000 EinwohnerInnen). 2013 
gab es in Lübeck 14,6 Vergewaltigungen pro 
100.000 EinwohnerInnen. In Kiel lag die Zahl ge-
ringfügig niedriger (13,6). In beiden Städten lag 
die Häufigkeitszahl damit etwas höher als im rest-
lichen Land (11). 
 
In Schleswig-Holstein wurden laut Polizei 2013 
300 Frauen und 10 Männer Opfer einer Vergewal-
tigung. 97% der Opfer waren Frauen. Im Landes-
schnitt registrierte die Polizei 2013 elf Vergewalti-
gungen pro 100.000 EinwohnerInnen, 2008 waren 
es noch 14 (Landeskriminalamt Schleswig-
Holstein, Polizeiliche Kriminalstatistik 2013: 61). 
 

Opfer von Sexualdelikten: Überwiegend 
Frauen und Kinder 
In Lübeck wurden laut Polizeidirektion Lübeck 
bzw. der Polizeilichen Kriminalstatistik im Jahr 
2013 31 Frauen (97%) und ein Mann (3%) Opfer 
einer Vergewaltigung bzw. sexuellen Nötigung 
gem. §177 Strafgesetzbuch (siehe Abb. 2.3). Lan-
desweit waren 2013 ebenfalls 97% der Opfer 
Frauen. 2009 waren es in Lübeck 33 Frauen (kein 
Mann). Hierbei handelt es sich nur um die Zahl 
der Vergewaltigungen bzw. sexuellen Nötigungen, 
die der Polizei bekannt werden. 
 
Abb. 2.3 Opfer Vergewaltigung, sexuelle Nöti-
gung, Lübeck Anteil Frauen 2013 
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Quelle: Polizeidirektion Lübeck; Graphik: Frauenbüro Lübeck 

Opfer der sogenannten „sonstigen sexuellen Nöti-
gungen“ wurden 2013 16 Frauen (94%) und ein 
Mann (6%), 2009 waren es 27 Frauen und zwei 
Männer (siehe Abb. 2.4). Die Zahl der polizeilich 
bekannt gewordenen Opfer ging vor allem bei den 
Frauen, aber auch bei den Männern zurück. 
 
Abb. 2.4 Opfer sonstige sexuelle Nötigung 
Lübeck Frauen u. Männer, 2009 – 2013 
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Die Zahl der weiblichen Opfer sexuellen Miss-
brauchs stieg zwischen 2009 und 2013 von 27 auf 
32. Bei den Jungen gab es einen leichten Rück-
gang von 10 auf 9 Opfer. 
 
Von sexuellem Missbrauch an Kindern sind Mäd-
chen (78%) stärker als Jungen betroffen. Trotz-
dem ist hier der Anteil männlicher Opfer (22%) 
höher als bei anderen Sexualdelikten, siehe Abb. 
2.5. 
 
In Schleswig-Holstein wurden 2013 422 Mädchen 
(80%) und 104 Jungen (20%) Opfer sexuellen 
Missbrauchs an Kindern (Landeskriminalamt 
Schleswig-Holstein, Polizeiliche Kriminalstatistik 
2013: 20). 
 
Abb. 2.5 Opfer sexueller Missbrauch von Kin-
dern, Lübeck, Mädchen u. Jungen, 2009–13 
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Während 2009 nur 27 Frauen Opfer von Exhibiti-
onisten wurden und diese anzeigten, stieg die 
Zahl 2013 laut Polizeistatistik auf 40 Frauen an. 
Von exhibitionistischen Handlungen sind mehr 
Frauen als Männer  betroffen (siehe Abb. 2.6.) 
 
Abb. 2.6 Opfer von Exhibitionisten  
Lübeck, Frauen u. Männer 2009 – 2013 
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Quelle: Polizeidirektion Lübeck; Graphik: Frauenbüro Lübeck 

Tatverdächtige 
Die Tatverdächtigen bei den Sexualdelikten Ver-
gewaltigung, sexueller Missbrauch von Kindern 
und auch bei den exhibitionistischen Handlungen 
waren 2013 in Lübeck ausschließlich Männer 
(100%). Bei den sonstigen sexuellen Nötigungen 
wurden in Lübeck 2013 eine Frau (6%) und 16 
Männer (94%) als Tatverdächtige ermittelt. 
 
Abb. 2.7 Tatverdächtige Sexualdelikte in Lü-
beck 2013, nach Delikt und Geschlecht 
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Quelle:: Polizeidirektion Lübeck; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
In den Jahren 2009 bis 2013 stieg die Zahl der 
Männer, die als Tatverdächtige von sexuellem 
Missbrauch an Kindern ermittelt wurden von 23 
auf 29. 2013 wurden auch mehr Exhibitionisten als 
2009 ermittelt. Die Zahl der Tatverdächtigen bei 
sonstigen sexuellen Nötigungen ging dagegen 
zurück von 23 (2009) auf 16 (2013). Bei Vergewal-
tigungen wurden in beiden Jahren je 28 männliche 
Tatverdächtige ermittelt. 
 
Hohe Aufklärungsquote in Lübeck bei 
Vergewaltigungen 
Die Aufklärungsquote bei Vergewaltigung und 
sexueller Nötigung in Lübeck lag 2013 mit 87,1% 
wesentlich über der in Kiel mit 72,7% (Bundeskri-
minalamt, Polizeiliche Kriminalstatistik 2013:28f). 
Im bundesweiten Vergleich lag die Aufklärungs-
quote bei Vergewaltigung und sexueller Nötigung 
zwar in 12 Bundesländern über der in Schleswig-
Holstein (81,3%), sie ist aber zwischen 2009 und 
2013 von 71,5% auf 81% gestiegen. Im Vergleich 
von 39 deutschen Großstädten hatten nur acht 
eine bessere Aufklärungsquote als Lübeck (Bun-
deskriminalamt, Polizeiliche Kriminalstatistik 2013: 
28) – dies ist sicher auch Folge der guten Frauen-
infrastruktur und Kooperationen zwischen diesen 
und der Polizei in Lübeck. 
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Abb. 2.8 Staatsanwaltschaft Lübeck: Anklagen 
und Schuldsprüche 2010-2013; Sexuelle Nöti-
gung / Vergewaltigung 
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In Schleswig-Holstein ging die Zahl der Verurtei-
lungen wegen sexueller Nötigung (§177 Abs. 1) 
und Vergewaltigung (§177, Abs. 2-4 und §178) 
(zusammengerechnet) in den Jahren 2009-2013 
von 51 auf 34 zurück. Wegen sexueller Nötigung 
wurden 2009 noch 31 Personen, 2013 15 Perso-
nen verurteilt. Die Zahl der Verurteilungen bei 
sexueller Nötigung hat sich demnach halbiert. 
Wegen Vergewaltigung (§177 Abs. 2 Nr.1) kam es 
2009 zu 17, 2013 zu 14 Verurteilungen. Die Zahl 
der schweren Fälle von sexueller Nötigung und 
Vergewaltigung (§177 Abs. 2 Nr. 2, Abs 3-4) 
schwankte zwischen 2 (2009) und 8 (2011) pro 
Jahr. Vergewaltigungen und sexuelle Nötigungen 
mit Todesfolge (§178) wurden 2009 und 2012 
landesweit je einmal verurteilt. 
 
In Lübeck ging die Zahl der Anklagen wegen se-
xueller Nötigung und Vergewaltigung in den Jah-
ren 2010 bis 2013 ebenfalls von 18 auf 9 zurück 
(siehe Abb. 2.8). Pro Jahr gab es zwischen 9 (im 
Jahr 2012) und einem (im Jahr 2013) Schuld-
spruch, wobei hier alle Schuldsprüche von Ju-
gendarrest und Jugendstrafe bis zu Freiheitsstra-
fen zusammen gezählt wurden. 
 
 
2.2 Hilfen für Opfer von Gewalt in Lü-
beck 
 
2.2.1 Hilfen für Frauen und Kinder 
Auf einen sensiblen Umgang mit Opfern sexuali-
sierter Gewalt sind die MitarbeiterInnen bei den 
fachlich damit betrauten Stellen in Lübeck, etwa 
beim Frauennotruf, bei BIFF oder dem Frauen-
kommunikationszentrum Aranat und spezialisier-
ten Dienststellen der Polizei, sehr bedacht. Re-

gelmäßig werden z.B. beim Frauennotruf Rechts-
beratungen für betroffene Frauen angeboten. 
Diese sollen darüber aufklären, was die Opfer 
erwartet, wenn sie Anzeige erstatten. Entschlie-
ßen sich die Frauen zu einer Anzeige und kommt 
es zum Prozess, bietet der Frauennotruf auch 
eine ZeugInnenbegleitung für Frauen und Mäd-
chen ab 14 Jahren an. Geschulte MitarbeiterInnen 
führen die Begleitung durch und bieten den Frau-
en kostenlose Informationen, beantworten ihre 
Fragen im Zusammenhang mit dem Prozess und 
begleiten sie auf Wunsch auch während des Pro-
zesses. Für Mädchen und Jungen bis 14 Jahre 
bietet das Kinderschutzzentrum eine ZeugInnen-
begleitung an. 
In Schleswig-Holstein gibt es darüberhinaus das 
Kooperations- und Interventionskonzept / KIK-
Netzwerk bei häuslicher Gewalt. Regionale Koor-
dinatorinnen kümmern sich darum, dass die Zu-
sammenarbeit verschiedener Institutionen wie 
Justiz, soziale Dienste, Polizei, Frauenfachbera-
tungsstellen,  Frauenhäuser, Männerberatungen, 
Migrationsfachdiensten, Kinder- und Jugendhilfe, 
Gesundheitswesen u.a. gut funktioniert, das Ver-
fahrensabläufe abgestimmt werden und ein re-
gelmäßiger Austausch stattfindet. 
 
Bei den Staatsanwaltschaften wurden - im Rah-
men des KIK-Konzeptes - Sonderdezernate zur 
Bearbeitung von Ermittlungsverfahren wegen 
„Gewalt in der Familie“ eingerichtet, die sich laut 
Generalstaatsanwaltschaft Schleswig-Holstein 
bewährt haben. Über die sozialen Dienste der 
Staatsanwaltschaften wird die Gerichtshilfe zudem 
beauftragt, nach persönlichen Kontakten Opfer- 
und Täterberichte zu verfassen. 
 
2.2.2 Hilfen für Kinder  
Das Kinderschutz-Zentrum der AWO registrierte 
2013 einen Anstieg der Meldungen wegen häusli-
cher Gewalt von 9% 2012 auf 19% 2013 und von 
sexueller Gewalt von 16% 2009 auf 19% 2013 
aller Beratungsanfragen (Kinderschutz-Zentrum 
Lübeck, Jahresbericht 2013:12). Die Mitarbeite-
rInnen des Zentrums begleiteten 2013 insgesamt 
12 minderjähriger Opfer als ZeugInnen zu Ge-
richtsverfahren, bei denen sexueller Missbrauch 
von Kindern angezeigt wurde. Acht neue Fälle 
wurden 2013 angefragt, 2009 waren es neun. 
Betroffen waren 2013 sieben Mädchen und ein 
Junge (Kinderschutz-Zentrum Lübeck, 
2013:14/36). In allen Fällen lautete die Anklage 
auf sexuellen Missbrauch von Kindern. Die Mitar-
beiterInnen des Frauennotrufs begleiteten im Jahr 
2011 30 und 2012 27 Frauen und Mädchen als 
Zeuginnenbegleiterinnen im Strafverfahren (Frau-
ennotruf Lübeck, Tätigkeitsbericht 2011/12:34) – 
2007/08 waren es 19 Frauen und Mädchen. 
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2.2.3 Häusliche Gewalt in Lübeck 
 
Jede 4. Lübeckerin - 24.414 Frauen könnten Ge-
walt erlebt haben. Die Zahl der Fälle von häusli-
cher Gewalt bzw. das Ausmaß von Gewalt in 
Paarbeziehungen in Lübeck ist insgesamt nicht 
bekannt. In der repräsentativen Studie „Lebenssi-
tuation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in 
Deutschland“ gaben von allen befragten Frauen, 
die schon einmal in einer Paarbeziehung gelebt 
hatten, insgesamt 25% an, körperliche oder sexu-
elle Gewalt durch einen aktuellen oder früheren 
Beziehungspartner erlitten zu haben (BMFSFJ, 
Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von 
Frauen 2004:222). In Lübeck lebten 2013 111.652 
Frauen, davon waren 97.657 über 15 Jahre alt. 
Wenn davon – wie bundesweit – 25% körperliche 
oder sexuelle Gewalt durch einen aktuellen oder 
früheren Beziehungspartner erlebt haben, könnten 
24.414 Frauen in der Hansestadt betroffen sein. 
Am häufigsten hatten Frauen der o.g. Studie zu-
folge körperliche Übergriffe wie wütendes Weg-
schubsen (62%), leichte Ohrfeigen (48%) oder 
schmerzhaftes Treten (42%) erlebt, gefolgt von 
ernsthaften Gewaltandrohungen (32%), Arm um-
drehen (29%), heftigen Ohrfeigen (28%) und dem 
Werfen mit Gegenständen, die die Betroffene 
verletzen könnten (27%). Jeweils 11% aller Be-
fragten, die konkrete Gewalthandlungen angege-
ben hatten, wurden mit einer Waffe bedroht oder 
gewürgt, 16% bzw. 17% verprügelt oder mit Fäus-
ten geschlagen und 14% der Betroffenen gaben 
an, ernsthafte Morddrohungen erlebt zu haben. 
Von den befragten Frauen, die körperliche Gewalt 
erlebt hatten, gaben mehr als 60% schwerere 
Gewalthandlungen an (BMFSFJ, Lebenssituation 
2004:39f). 
Frauen in Lübeck, die Gewalt erleben und aus  
einer gewaltbelasteten Beziehung ausbrechen 
wollen, finden Hilfe und Schutz in zwei Frauen-
häusern, dem Autonomen Frauenhaus und dem 
Frauenhaus der Arbeiterwohlfahrt. Außerdem 
stehen ihnen verschiedene Frauenfachberatungs-
stellen zur Verfügung. 
  
2.2.3.1 Polizeieinsätze bei Häuslicher Ge-
walt in Lübeck 

In Lübeck hatte die Polizei in den Jahren 2009 bis 
2013 jährlich zwischen 232 und 460 Einsätze im 
Zusammenhang mit Häuslicher Gewalt. In den 
vergangenen vier Jahren ist die Zahl der Einsätze 
von 303 (2010) zunächst auf 460 (2011) gestie-
gen, seitdem sank die Zahl der Einsätze: von 375 
(2012) auf 232 (2013). Damit hat sich die Zahl von 
2011 bis 2013 nahezu halbiert. 2011 gab es mit 
460 Polizeieinsätzen die meisten Einsätze im Zu-
sammenhang mit Häuslicher Gewalt im Zeitraum 
2006-2013, 2013 mit 232 die wenigsten. 
Die schwankenden Zahlen könnten mit einer Um-
stellung der Polizei-Statistik zu tun haben. Die 
Polizei hat ihre Vorgehensweise bei der Erfassung 
der Einsätze Häusliche Gewalt landesweit im Jahr 

2012 geändert. Während diese in der Vergangen-
heit durch die Regionalleitstelle (zur Eigensiche-
rung der PolizistInnen) erfasst wurden, werden sie 
nun durch die Dienststellen selbst erfasst. Künftig 
werden dafür sämtliche Strafanzeigen, Berichte 
(ohne Straftatbestand) und Wegweisungen im 
Zusammenhang mit Häuslicher Gewalt erhoben. 
Die neue Art der Erhebung soll repräsentativ sein 
und zukünftig aussagekräftigere Zahlen liefern. 
 
Abb. 2.9 Polizeieinsätze Häusliche Gewalt / 
Wegweisungen Lübeck 2006-13 
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Quelle:  Polizei Lübeck, KIK Landeskoordination 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 

Zahl der Polizeieinsätze bei Häuslicher 
Gewalt schwankt stark 
Die Zahl der Polizeieinsätze bei häuslicher Gewalt 
schwankt auch im Landgerichtsbezirk Lübeck von 
Jahr zu Jahr stark, wie Abb. 2.10 zeigt. 
Während es 2009 noch 740 Einsätze gab, waren 
es 2010 nur noch 472. 2011 stieg die Zahl der 
Einsätze wieder stark an auf 979 Einsätze bei 
Häuslicher Gewalt, 2012 waren es immer noch 
758. Im Landgerichtsbezirk Kiel (seit 2009 mit 
Itzehoe) gab es 2012 1.376 Einsätze. Hier 
schwanken die Zahlen nicht so stark wie in Lü-
beck. Auch hier ist die Umstellung der Polizeista-
tistik zu beachten (siehe: Polizeieinsätze in Lü-
beck). 
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Abb. 2.10 Polizeieinsätze Häusliche Gewalt / 
Wegweisungen, Vergleich Landgerichtsbezirke 
Lübeck und Kiel, 2005-2013 
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Quelle: Kooperations- und Interventionskonzept bei häuslicher 
Gewalt (KIK) Schleswig-Holstein; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Rückgang: 30-45 Wegweisungen pro Jahr 

Bei akuter Gefahr kann die Polizei in Schleswig-
Holstein eine sogenannte „Wegweisung“ ausspre-
chen, d.h. sie kann die gewalttätige Person für 
mehrere Tage der Wohnung verweisen. Grundla-
ge hierfür ist das seit 2002 bestehende „Gesetz 
zur Verbesserung des Zivilrechtlichen Schutzes 
bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur 
Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung 
bei Trennung". Ein Rechtsanspruch auf Wegwei-
sung des Partners besteht für Frauen allerdings 
nicht. In Lübeck sprach die Polizei in den Jahren 
2010-2013 pro Jahr zwischen 30 und 45 Wegwei-
sungen aus. Die Zahl der Wegweisungen ist seit 
2008 von 73 auf nur noch 30 (2013) zurückge-
gangen. Die Wegweisung hat sich nach Einschät-
zung von ExpertInnen in Lübeck zu einem be-
währten Mittel im Einsatz gegen häusliche Gewalt 
entwickelt. 
 
Unterstützung für Opfer und Täter Häusli-
cher Gewalt in Lübeck 

Die Polizei informiert bei ihren Einsätzen im Zu-
sammenhang mit Häuslicher Gewalt die Opfer 
über Angebote der Frauenfachberatungsstellen, 
Frauennotrufe und -häuser und empfiehlt den 
Frauen eine Kontaktaufnahme mit diesen Stellen. 
Die Opfer werden außerdem gefragt, ob sie damit 
einverstanden sind, dass ihre Telefonnummer und 
Name an eine Hilfseinrichtung weitergegeben 
wird. In Lübeck nimmt diese „proaktive“ Beratung 
die AWO wahr. Die Mitarbeiterinnen vereinbaren 
mit den gewaltbetroffenen Frauen kurz nach der 
akuten Situation, innerhalb von drei Tagen, einen 
Beratungstermin und unterstützen die Opfer im 
Rahmen des Gewaltschutzgesetzes. Im Jahr 2013 
erhielt die AWO 33 Datenübermittlungen nach 
einer Wegweisung (30 Frauen, 3 Männer). Außer-

dem bekam sie 20 Daten von Gewaltbetroffenen 
ohne eine Wegweisung (19 Frauen, 1 Mann). Trifft 
die Polizei bei ihren Einsätzen Kinder an, infor-
miert sie zeitgleich auch das Jugendamt. 
 
Für Männer gibt es in Lübeck seit 2008 ein Grup-
penangebot zum Thema „Gewalt in Paarbezie-
hungen“, das von Pro Familia in Kooperation mit 
dem Kinderschutz-Zentrum angeboten wird. Die 
Gruppe soll Tätern häuslicher Gewalt ermögli-
chen, Gewaltsituationen in der Partnerschaft zu 
bearbeiten und zu verhindern. In der Regel wer-
den die Teilnehmer durch die Staatsanwaltschaft 
des Landgerichts Lübeck oder durch Amtsgerichte 
zugewiesen, es gibt aber auch sogenannte 
„Selbstmelder“, d.h. Männer, die aus freien Stü-
cken das Angebot wahrnehmen. 2013 nahmen für 
den gesamten Landgerichtsbezirk 30 Männer an 
dieser Gruppe teil (KIK Statistik Lübeck 2013). 
 
2.2.3.2. Verfahren der Staatsanwaltschaft  

Die Zahl der anhängigen Verfahren „Gewalt in der 
Familie“ bei der Staatsanwaltschaft im Landge-
richtsbezirk Lübeck stieg in den vergangenen 
Jahren stark an. 2013 wurden weit mehr als dop-
pelt so viele Verfahren gezählt als 2003 (2003: 
875 Verfahren, 2013: 1.963). Auch im Berichts-
zeitraum, also zwischen 2009 und 2013 stieg die 
Zahl der Verfahren von 1.667 im Jahr 2009 auf 
1.963 im Jahr 2013 (siehe Abb. 2.11). 
 
Zahl der Verfahren seit 2003 verdoppelt – 
wenige Verfahren führen zu Anklage 

Allerdings wurden auch viele Verfahren von der 
Staatsanwaltschaft eingestellt. Grund für die Ein-
stellung der Verfahren war vor allem, dass die 
Staatsanwaltschaft keinen hinreichenden Tatver-
dacht begründen konnte. Im Jahr 2013 wurde die 
Hälfte der Verfahren (960 von 1.963) aus diesem 
Grund eingestellt. Die Zahl der Einstellungen aus 
diesem Grund hat sich in den letzten vier Jahren 
(2009-2012) fast verdoppelt: von 543 auf 960. 
Verfahren können eingestellt werden, da kein 
hinreichender Tatverdacht besteht, wenn sich z.B. 
Ehefrauen auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht 
berufen und nicht aussagen und andere ZeugIn-
nen oder Beweismittel nicht vorhanden sind. Ta-
ten können von der Staatsanwaltschaft auch als 
"geringfügig" eingeschätzt und deshalb eingestellt 
werden. Dies war 2013 in 575 Verfahren der Fall. 
Einstellungen wegen Geringfügigkeit können er-
folgen, wenn die Schuld des Täters als gering 
anzusehen wäre und ein öffentliches Interesse an 
der Strafverfolgung nicht vorliegt. Das ist immer 
anhand der Einzelumstände zu prüfen und kann 
z.B. der Fall sein, wenn der Täter nicht vorbestraft 
ist, es sich um den ersten und nicht schwerwie-
genden Übergriff handelt und das betreffende 
Paar gegebenenfalls weiterhin die Beziehung auf-
rechterhält. 
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Abb. 2.11 Verfahren „Gewalt in der Familie“ 
Staatsanwaltschaft, Landgerichtsbezirk Lü-
beck, Anklagen u. Einstellungen (mit Grund) 
2003-13 
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Quelle: Kooperations- und Interventionskonzept bei häuslicher 
Gewalt (KIK) Schleswig-Holstein; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Die Zahl der Einstellungen von Ermittlungsverfah-
ren mit der Begründung, es gebe „kein öffentli-
ches Interesse“ an einer Strafverfolgung ist zwar 
gemessen an den anderen Begründungen selten, 
dennoch stieg ihre Zahl zwischen 2009 und 2012 
von 96 auf 170 an. 
 
Die Zahl der Verfahren, die gegen Auflagen oder 
Weisungen eingestellt wurden, bewegt sich auf 
niedrigem Niveau, stieg aber ebenfalls seit 2009 
an. Die Zahl der Anklagen durch die Staatsanwalt-
schaft im Landgerichtsbezirk Lübeck bei Verfah-
ren „Gewalt in der Familie“ schwankte in den Jah-
ren 2009 und 2013 zwischen 132 (2009) und 74 
(2011). Gemessen an allen Verfahren kam es in 
den Jahren 2009-13 in 5-8% der Verfahren zu 
einer Anklage der Staatsanwaltschaft. 
 
2.2.3.3 Frauenhäuser in Lübeck  

In Lübeck bieten zwei Frauenhäuser hilfesuchen-
den Frauen und ihren Kindern Schutz. Das Frau-
enhaus des Vereins „Frauen helfen Frauen e.V.“ 
und das der Arbeiterwohlfahrt (AWO). Bis Ende 
2011 hatte das Frauenhaus der AWO 42 und das 
des Vereins „Frauen helfen Frauen e.V.“ 40 Plät-
ze. Jeweils sechs Plätze wurden von der Hanse-
stadt Lübeck finanziert, die übrigen vom Land 
Schleswig-Holstein. Im Dezember 2011 wurde das 
AWO-Frauenhaus aufgrund von Einsparungen der 
damaligen Landesregierung geschlossen. 2013 
wurde es –nach rund einjähriger Schließung und 
einer Übergangsphase mit wenigen kommunal 

finanzierten Schutz-Plätzen– von der neuen Lan-
desregierung wieder eröffnet. Im Gegensatz zu 
vorher verfügt es seitdem nur noch über 15 vom 
Land finanzierte Plätze. 2010 waren es noch 42 
(36 vom Land, 6 kommunal finanzierte). Von Ge-
walt bedrohte Frauen und Kinder in und um Lü-
beck haben damit auf Dauer 27 Plätze verloren, 
die Schutz vor Gewalt boten – damit können lü-
beckweit rund 100 - 150 Frauen und Kinder weni-
ger pro Jahr aufgenommen werden. Das AWO-
Frauenhaus konnte aufgrund der Schließungsplä-
ne schon Monate vorher (d.h. vor Dezember 
2011) immer weniger Frauen und Kinder aufneh-
men. Das Frauenhaus von „Frauen helfen Frauen 
e.V.“ war und ist in Folge dessen dauerhaft über-
belegt. 
2010 fanden in beiden Frauenhäusern über ein 
Jahr verteilt noch 487 Frauen und Kinder Zuflucht, 
2013 waren es –aufgrund der verminderten Platz-
zahl und Kapazitäten- nur noch 374, siehe Abb. 
2.12. 
 
Abb. 2.12 Zahl Frauen und Kinder in Frauen-
häusern Lübeck 2010-2013 
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Quelle: Frauen helfen Frauen e.V., AWO-Frauenhaus 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Entsprechend der Reduzierung der Plätze ist vor 
allem im AWO-Frauenhaus die Zahl der Frauen 
und Kinder, die Schutz finden konnten, zurückge-
gangen. 2010 waren es noch 221 Frauen und 
Kinder, 2012 dagegen nur noch 64 (157 Frauen 
und Kinder weniger als 2010). 2013 –nach der 
Neueröffnung mit 15 Plätzen– fanden wieder 93 
Frauen und Kinder Schutz (immer noch 128 Frau-
en und Kinder weniger als 2010). 
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Abb. 2.13 Zahl Frauen und Kinder; Frauenhaus 
AWO, Lübeck 2006-2013 
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Quelle: AWO; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Das Frauenhaus des Vereins „Frauen helfen 
Frauen e.V.“ nahm 2012 –im Jahr der Schließung 
des AWO-Frauenhauses- vorübergehend 345 
Frauen und Kinder auf, wesentlich mehr als in den 
Vorjahren (2010 waren es 266; 2011 waren es 
254) und war damit über einen längeren Zeitraum 
hoffnungslos überbelegt. 2013 „normalisierte“ sich 
die Situation etwas, es wurden aber immer noch 
281 Frauen und Kinder aufgenommen. 
 
Abb. 2.14 Zahl Frauen und Kinder; Frauenhaus 
„Frauen helfen Frauen e.V.“, Lübeck 2006-2013 
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Quelle: Frauen helfen Frauen e.V.; Graphik: Frauenbüro 
 
Trotz des akuten Bedarfs an Frauenhausplätzen 
und der Notsituation von Frauen und ihren Kindern 
im Jahr 2012 wurde Ende 2012 von der Lübecker 
Bürgerschaft das Geld für die von der Stadt geför-
derten Schutzwohnungen (6 Plätze), die 2012 
zunächst noch erhalten werden konnten, aus dem 
Lübecker Haushalt für 2013 gestrichen. 
 
Nach dem Wechsel der Landesregierung im Juni 
2012 sah der neue Koalitionsvertrag von SPD, 
Grünen und SSW für den Haushalt 2013 eine 
„Wiederaufstockung der Mittel für Frauenhäuser 
und Frauenberatungsstellen“ vor. Die Kürzungen 
beim Frauenhaus, aber auch beim Frauennotruf, 

Aranat, „biff“ und andere wurden z.T. zurückge-
nommen.  
 
Im April 2013 eröffnete die AWO ihr Frauenhaus 
wieder. Die bestehende Frauenhausarbeit wird 
nun durch systemische Ansätze erweitert. Das 
neue Konzept beinhaltet u.a. die Bekanntgabe der 
Adresse sowie neue Sicherheitsvorkehrungen und 
Raumgestaltungen. Auf Wunsch der Frau können 
alle an der Gewalt Beteiligten in die systemische 
Beratung vor Ort einbezogen werden – d.h. auch 
Familienangehörige oder –unter bestimmten Vor-
aussetzungen- der (Ex-)Mann. 
 
Frauenhäuser in Lübeck überbelegt: Viele 
Frauen und Kinder finden keinen Platz 

In den Jahren 2012 und 2013 waren beide Frau-
enhäuser in Lübeck zu über 100% belegt – ein 
nicht haltbarer Dauerzustand. 
 
Abb. 2.15 Frauen und Kinder, die nicht in 
Frauenhäusern in Lübeck aufgenommen wer-
den konnten 2011 - 2014 
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Im Frauenhaus von „Frauen helfen Frauen e.V.“ 
mussten 2012 262 Frauen und Kinder weiter ver-
wiesen werden, 2013 waren es sogar 378, siehe 
Abb. 2.15. Hinzu kommen die Frauen und Kinder, 
die 2013 auch im AWO-Frauenhaus keinen Platz 
finden konnten, dies waren im Jahr 2013 42 Frau-
en und Kinder. D.h. bis zu 420 Frauen und Kinder 
haben im Jahr 2013 Schutz in einem der Lübecker 
Frauenhäuser gesucht, konnten aber nicht hier 
untergebracht werden. 
 
Zu beachten ist bei Abb. 2.15, dass in den Jahren 
2011 und 2014 vom Verein „Frauen helfen Frauen 
e.V.“ erst ab September (2011) bzw. nur bis Sep-
tember (2014) gezählt wurde. Von der AWO lie-
gen uns ausschließlich Zahlen für 2013 vor, d.h. 
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die AWO-Zahlen für 2014 kämen im Jahr 2014 
noch dazu. Gezählt wurde seit im September 2011 
offiziell bekannt wurde, dass das Land beabsich-
tigt, das Frauenhaus in Wedel und das AWO-
Haus in Lübeck zu schließen. 
 
Am 26. Juni 2014 beschloss die Lübecker Bürger-
schaft eine Resolution, in der sie an die Landes-
regierung appelliert, die Finanzierung der Anzahl 
der Frauenhausplätze in Lübeck schrittweise wie-
der zu erhöhen. Ziel müsse sein, dieselbe Platz-
zahl wie im Jahr 2010 zu erreichen. Die Resoluti-
on wurde mehrheitlich angenommen. Allerdings 
erteilte die schleswig-holsteinische Sozialministe-
rin Kristin Alheit (SPD) der Forderung eine Absage 
mit der Begründung, das damit eine Schwerpunkt-
region für Frauenhausplätze in Lübeck entstehen 
würde und die Kosten hierfür gleichermaßen auf 
das Land zu verteilen seien. 
 
Frauenhäuser in Schleswig-Holstein 

Im Jahr 2013 wurden vom Land Schleswig-
Holstein 16 Frauenhäuser mit 317 Plätzen geför-
dert. Insgesamt suchten hier 2.144 Personen 
(1.135 Frauen und 1.009 Kinder) Zuflucht. Die 
Frauenhäuser waren landesweit in den vergange-
nen vier Jahren (2010-2013) zu 78-89% belegt. 
Die Belegungs-Zahlen stiegen zwischen 2010 und 
2012 von bereits hohen 78 auf 89%. 2013 sanken 
sie leicht auf 86%. Dies ist vor dem Hintergrund 
der starken Reduzierung der Platzzahl und der 
anschließenden Wieder-Aufstockung durch die 
Schließung und Wiedereröffnung des AWO-
Frauenhauses in Lübeck und des Frauenhauses 
in Wedel zu sehen. Das Land Schleswig-Holstein 
spricht in ihrem Qualitätsbericht von einer er-
wünschten Belegungs-Höchstquote von 85% (Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung des Landes Schleswig-
Holstein, Zusammenfassender Qualitätsbericht 
der Frauenhäuser im Jahr 2013:1) – ExpertInnen 
bundesweit sehen max. 70% als sinnvoll an (siehe 
unten). 

Abb. 2.16 Belegungs-Rate (%)  
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Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung Schleswig-Holstein, Qualitätsbericht Frau-
enhäuser 2013: Graphik: Frauenbüro Lübeck 
 
Die Reduzierung der Zahl der Frauenhaus-Plätze 
im Land hat 2012 und 2013 zu einer Steigerung 
der Auslastung auf landesweit nahezu 90% ge-
führt und damit oberhalb der vom Land selbst 
benannten Grenze von 85%. Die Belegung der 
Plätze in den einzelnen Häusern lag 2013 zwi-
schen 69 und 111%. Fünf der 16 Frauenhäuser 
hatten eine Belegung von über 90%: Lübeck (Au-
tonom: 104%), Schwarzenbek (94%), Plön (93%), 
Stormarn (92%) und Kiel (90%), unter 75% lagen 
nur Heide (69%) und Rendsburg (72%). 
 
Eine 100%ige Belegungs-Quote kann in der Pra-
xis ohnehin nicht immer erfüllt werden, z.B. wenn 
eine Frau mit 2 Kindern in ein Vierbett-Zimmer 
aufgenommen wird (75% Belegung), schwere 
Krankheiten bei den Bewohnerinnen vorliegen, 
Frauen mit Neugeborenen oder traumatisierte 
Frauen untergebracht werden müssen, die z.T. 
nicht mit anderen ein Mehrbett-Zimmer teilen kön-
nen. 
Wie Abb 2.17 zeigt, ist in den Frauenhäusern Ost-
holstein und Plön zwischen 2010 und 2013 die 
Belegung von 61 auf 83% (OH) bzw. von hohen 
78 auf 94% (Plön) gestiegen. Die Frauenhäuser in 
Schwarzenbek und Norderstedt hatten bereits 
vorher durchgängig hohe Belegungsraten von 91-
95% bzw. 84-87%, so dass hier keine großen 
Steigerungen realisiert werden konnten. 
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Abb. 2.17 Belegungs-Rate (%) Frauenhäuser 
Schleswig-Holstein 2010-2013 
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Durchschnittlich wurden 2013 im Land fast 5 
Frauen oder Kinder pro Frauenhaus-Platz aufge-
nommen, in einigen Häusern 1,7, in anderen bis 
zu 7,1 (Lübeck Autonomes Frauenhaus: 6,8; Lü-
beck AWO: 5,1). 
 
ExpertInnen: maximal 70% Belegung in 
Noteinrichtungen wie Frauenhäusern 

Die AutorInnen des 2012 erschienenen Berichts 
der Bundesregierung zur Situation der Frauen-
häuser (BMFSFJ, Bericht der Bundesregierung 
zur Situation der Frauenhäuser 2012) konstatie-
ren, dass die Häuser ab einer Auslastungsquote 
von 70% Frauen und Kinder zu bestimmten Zeiten 
nahezu immer nicht mehr selbst aufnehmen, son-
dern diese weiter verweisen müssen. Für Frauen-
häuser komme hinzu, dass sowohl das „Warten 
auf einen Platz/ein Bett als auch eine Weiterver-
weisung an ein anderes, entfernter gelegenes 
Frauenhaus, in dem Plätze frei sind, eine akute 

Gefährdung Schutz suchender Frauen bedeuten 
kann. Wenn eine Frau nicht für Sicherheit sorgen 
kann, bis ein Platz frei wird oder nicht die Kraft 
aufbringt, erneut an anderer Stelle um Hilfe nach-
zufragen, muss sie in der gefährlichen Situation 
verbleiben. (…) Wenn Frauenhäuser als Krisen- 
und Schutzeinrichtungen ernst genommen wer-
den, heißt das, dass sie jederzeit aufnahmebereit 
sein müssen, wenn auch nur in dem Sinn, dass 
eine Frau sofort kommen kann und dann in eine 
andere Einrichtung begleitet wird.“ 
 
Laut Bundesbericht lag die Auslastungsquote 
bundesweit 2010 im Jahresdurchschnitt der Frau-
enhäuser „zu knapp der Hälfte zwischen 51% und 
80% und zu einem guten Drittel zwischen 81% 
und 100%“. Einige Einrichtungen waren über 
100% ausgelastet (n=195).“ Die Auslastung der 
Frauenhäuser bundesweit wird damit insgesamt 
als „gut“ bewertet. Eine höhere Auslastung “würde 
in vielen Fällen Überbelegung bzw. eine höhere 
Anzahl von Weitervermittlungen bedeuten“ 
(BMFSFJ, Bericht der Bundesregierung zur Situa-
tion der Frauenhäuser 2012:56). 
 
Welche Folgen eine solch hohe Belegungsquote 
auf Dauer für die betroffenen Frauen und Kinder, 
aber auch für die MitarbeiterInnen der Frauenhäu-
ser hat, ist mit den vorhandenen Erfahrungen 
absehbar. Mehr Frauen und Kinder werden keinen 
Platz in einem von ihnen gewählten Frauenhaus 
finden und an andere Häuser weiter verwiesen 
werden müssen. Nicht für alle weiter verwiesenen 
Frauen und Kinder wird dies eine praktikable Lö-
sung sein, so dass die Gefahr besteht, dass mehr 
Frauen und Kinder in der Gewaltsituation verblei-
ben oder zurückgehen. 
 
Bei Platzmangel: Schutz nur für Schles-
wig-HolsteinerInnen und LübeckerInnen? 

Immer wieder wurde in den vergangenen Jahren 
in der Lübecker Öffentlichkeit diskutiert, woher die 
Frauen und Kinder kommen, die Schutz in einem 
der Lübecker Frauenhäuser finden und ob es nicht 
zu viele Nicht-LübeckerInnen seien. Unabhängig 
davon, woher die Frauen und Kinder kommen, 
geht es um die notwendige Hilfe in einer Notsitua-
tion – ähnlich wie bei anderen „Not-Einrichtungen“ 
(z.B. Kliniken, Notaufnahmen, Feuerwehr). Auch 
für Gewaltbetroffene gilt die im Grundgesetz ga-
rantierte Freizügigkeit – und oft sind gerade sie 
darauf angewiesen, den Wohnort zu wechseln, 
um sicher leben zu können. Die Landesregierung 
favorisiert zudem, dass die Frauen „frei wählen“ 
können, welches Frauenhaus sie aufsuchen (In-
ternetseiten Ministerium für Sozia-
les/Frauenhäuser in Schleswig-Holstein 2015). In 
Fällen häuslicher Gewalt macht es -je nach Ge-
fährdungslage und Absprache mit den Betroffe-
nen- in einem Fall Sinn, diese ortsnah, in anderen 
Fällen, sie in ein Frauenhaus an einem anderen 
Ort unterzubringen. Da Lübeck zudem geogra-
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phisch nah an Hamburg, Niedersachsen und 
Mecklenburg-Vorpommern liegt, kommen sowohl 
von dort als auch aus anderen Bundesländern 
immer wieder Frauen und Kinder in die Hanse-
stadt. 
 
Abb. 2.18 „Herkunft“ Frauen und Kinder Frau-
enhaus Frauen helfen Frauen e.V. 2010-13 
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Quelle: Frauen helfen Frauen e.V.; Graphik: Frauenbüro 
 
Im Frauenhaus von „Frauen helfen Frauen e.V.“ 
kamen im Jahr 2013 mehr als zwei Drittel (67%) 
der Frauen und Kinder aus Lübeck und Umge-
bung. 13% kamen aus Schleswig-Holstein und 
20% von „außerhalb“ des Bundeslandes, wie Abb. 
2.18 und 2.19 zeigen. 
 
Im AWO-Frauenhaus kamen 2013 ebenfalls fast 
zwei Drittel der BewohnerInnen (64%) aus Lübeck 
und Umgebung, 20% aus Schleswig-Holstein und 
16% aus einem anderen Bundesland. 
 
In Schleswig-Holsteins Frauenhäusern können –
im Gegensatz zu anderen Bundesländern und 
Regionen– auch Frauen und Kinder aufgenom-
men werden, die in anderen Bundesländern kei-
nen Schutz erhalten können, z.B. Studierende. 
 
Die Frage der „Herkunft“ ist nachvollziehbar nur 
aus Sicht der Politik bzw. derjenigen, die für die 
Finanzierung zuständig sind. Finanziert die Han-
sestadt Lübeck Frauenhaus-Plätze, sollen (mög-
lichst) LübeckerInnen aufgenommen werden, 
finanziert das Land Schleswig-Holstein Plätze, 
sollen „nur“ Schleswig-HolsteinerInnen aufge-
nommen werden. Diese Vorstellung widerspricht 
allerdings einer Gesellschaft, die auf Freizügigkeit, 
d.h. dem Recht auf Bewegungsfreiheit und der 
freien Wahl des Wohn- und Aufenthaltsortes auf-
baut und diese im Grundgesetz (Art. 11) und auch 
europaweit in Art. 21 des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union (AEUV), Art. 
45 EU Grundrechtecharta – garantiert. 
 

2013 lag der Anteil der Schleswig-HolsteinerInnen 
unter den NutzerInnen der Frauenhäuser landes-
weit bei 72%, davon kamen zwei Drittel aus den 
jeweiligen Einzugsgebieten der Frauenhäuser. 
Von den 28% Frauen, die nicht aus Schleswig-
Holstein stammten, kamen 12% aus Hamburg. 
Von allen Nicht-Schleswig-Holsteinerinnen kamen 
die meisten aus Hamburg (46%), NRW (23%) und 
Niedersachsen (12%). 
 
Dauer des Aufenthaltes im Frauenhaus – 
spart ein kurzer Aufenthalt Geld? 

Die meisten Frauen und Kinder verbringen nur 
eine relativ kurze Zeit im Frauenhaus. Wie in Abb. 
2.19 zu sehen ist, hielten sich im Jahr 2013 im 
Frauenhaus von „Frauen helfen Frauen e.V.“ 203 
Frauen und Kinder (74%) bis zu 3 Monate auf, nur 
43 Frauen und Kinder (16%) blieben 3-6 Monate 
und 27 (10%) länger als 6 Monate. 
 
Abb. 2.19 Verweildauer Frauen und Kinder 
Frauenhaus Frauen helfen Frauen e.V., 2010-13 
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Quelle: Frauen helfen Frauen e.V.; Graphik: Frauenbüro 

 
Im AWO Frauenhaus hielten sich im Jahr 2013 62 
Frauen und Kinder (81%) bis zu 3 Monate auf, nur  
10 Frauen und Kinder (13%) blieben 3-6 Monate 
und nur 5 (6%) länger als 6 Monate. 
Landesweit lag die Verweildauer in Schleswig-
Holstein 2013 im Schnitt nahezu unverändert bei 
44,5 Tagen. 15% der Bewohnerinnen verließen 
die schleswig-holsteinischen Frauenhäuser schon 
nach 1-2 Tagen (Vorjahr:13%), 34% blieben bis zu 
einer Woche (Vorjahr: 33%), 26% bis zu einem 
Monat (Vorjahr: 30%), 21% blieben 1-3 Monate 
(Vorjahr 23%), 12% 3-6 Monate (Vorjahr 10%), 
über 6 Monate nur 6% (Ministerium für Soziales 
Schleswig-Holstein, Qualitätsbericht 2013:1+3). 
Die angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt, 
insbesondere für günstige Wohnungen, ist ein 
Faktor für längere Aufenthalte im Frauenhaus. Vor 
allem Frauen mit mehreren Kindern, mit Schulden, 
jüngere Frauen (unter 25 Jahren), die einen ver-
minderten Kostensatz bekommen, aber auch 
Migrantinnen oder junge Frauen ohne Kinder ha-
ben es bei der Suche nach Wohnraum oft schwer. 
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Eine Studie der Landesarbeitsgemeinschaft Auto-
nomer Frauenhäuser NRW e. V., durchgeführt 
von Prof. Dr. Ruth Becker von der TU Dortmund, 
zeigte 2013 auf, dass Frauen desto seltener zum 
Gewalttäter zurückkehren und desto eher in eine 
eigene Wohnung ohne den Partner ziehen, „je 
länger sich Frauen im Frauenhaus aufhalten“ 
(LAG Autonome Frauenhäuser NRW e.V., Das 
Leben im Frauenhaus 2013). 
 
Abb. 2.20 Verweildauer Frauen und Kinder  
Frauenhaus Frauen helfen Frauen e.V. 2013 
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Quelle: Frauen helfen Frauen e.V.; Graphik: Frauenbüro 
 
Der belegbare, statistisch hoch signifikante Zu-
sammenhang zwischen der Aufenthaltsdauer und 
dem Zielort der Bewohnerinnen nach dem Verlas-
sen des Frauenhauses erfordert dem Bericht zu-
folge „auch ein Umdenken der Finanzierungsträ-
gerInnen“. Denn jeder Versuch von Sozialleis-
tungsträgern und Kommunen, durch das Drängen 
auf eine möglichst kurze Aufenthaltsdauer Kosten 
zu sparen, sei kontraproduktiv – für die betroffe-
nen Frauen, denen zu wenig Zeit bleibe, Lösun-
gen aus einer schwierigen und oftmals sehr be-
drohlichen Lebenssituation zu finden, aber auch 
für die öffentliche Hand, die möglicherweise kurz-
fristig Kosten spart, aber langfristig weit höhere 
Kosten tragen müsse. 
 
Denn je mehr Frauenhausbewohnerinnen dem 
Druck ausgesetzt würden, das Frauenhaus 
schnellstmöglich wieder zu verlassen, desto eher 
würden sie wieder zurück in die gewaltgeprägte 
Lebenssituation kehren – und desto eher bedürf-
ten sie einer erneuten Aufnahme in einem Frau-
enhaus, die weitere Kosten nach sich ziehe. Zwar 
ist nach den Ergebnissen der Befragung in NRW 
die Wahrscheinlichkeit, dass eine Frau einen Weg 
aus der Gewaltbeziehung findet, bei einem wie-
derholten Aufenthalt in einem Frauenhaus höher 
als bei einem ersten Aufenthalt, doch könnte die-
ses Ergebnis vermutlich in vielen Fällen bereits bei 
einem einmaligen Aufenthalt erreicht werden, 
wenn eine den Erfordernissen entsprechende 
Aufenthaltsdauer ermöglicht würde. 

Zu den Bedingungen gehört neben der Akzeptanz 
einer angemessenen Aufenthaltsdauer auch eine 
baulich-räumliche Ausstattung der Häuser, die für 
einen längeren Aufenthalt geeignet ist und den 
Bewohnerinnen (und ihren Kindern) genügend 
Raum für eine individuelle Entfaltung bietet, d. h. 
Wohnbedingungen, die an den heute gesellschaft-
lich üblichen Normen orientiert sind und nicht den 
Charakter von Notunterkünften für einen kurzfris-
tigen Aufenthalt tragen (Landesarbeitsgemein-
schaft Autonomer Frauenhäuser NRW 2013:70f). 
 
Abb. 2.21 Verbleib Frauen und Kinder nach 
Frauenhaus-Aufenthalt 
Frauen helfen Frauen e.V. 2010-2013 
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Quelle: Frauen helfen Frauen e.V.; Graphik: Frauenbüro 
 
Abb. 2.21 zeigt, dass die Zahl der Frauen im Frau-
enhaus von „Frauen helfen Frauen e.V.“, die in 
ihre Vorbeziehung zurückgegangen sind, zwi-
schen 2010 und 2013 von 14 auf 27 angestiegen 
ist und sich damit fast verdoppelt hat. Im Jahr 
2012 gingen –vermutlich auch aufgrund der Über-
füllung und der damit verbundenen schwierigen 
Situation– 29 Frauen in ihre Vorbeziehung zurück. 
Auch die Zahl der Frauen und Kinder, die bei 
FreundInnen und Verwandten unter kamen, stieg 
in dieser Zeit stark an. 2010 kamen noch 14 Frau-
en bei FreundInnen und Verwandten unter, 2011 
nur neun, 2012 waren es 23, 2013 wieder „nur“ elf. 
Eine eigene Wohnung bezogen pro Jahr zwischen 
24 (2013) und 33 (2011) Frauen mit ihren Kindern. 
Die Zahl ist relativ konstant, aber leicht rückläufig. 
Bei den Frauen, die im AWO-Frauenhaus unter-
gebracht waren, sank zwar mit der zurückgehen-
den Platzzahl die absolute Zahl der Frauen, die in 
ihre Vorbeziehung zurückgingen von 24 (2010) auf 
13 (2013). Von allen untergebrachten Frauen aber 
gingen 2013 prozentual mehr als 2010 in die Vor-
beziehung zurück, nämlich 47% (2013) statt 32% 
(2010). Eine eigene Wohnung bezogen mit Hilfe 
der Mitarbeiterinnen des AWO-Frauenhauses statt 
31 Frauen nun noch 11, der Anteil blieb mit 40% 
aber gleich. 
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Landesweit sind 2013 21% der Frauen in die Vor-
beziehung zurückgekehrt (Vorjahr 19%). Eine 
eigene Wohnung bezogen 25% (Vorjahr 29%), 
15% kamen bei Freundinnen oder Verwandten 
unter (Vorjahr 17%; Ministerium für Soziales 
Schleswig-Holstein, Qualitätsbericht 2013:5). 
 
Abb. 2.22 Beratungen – ohne Frauenhaus-
Aufenthalt, Frauen helfen Frauen e.V., 2010-13 
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Quelle: Frauen helfen Frauen e.V.; Graphik: Frauenbüro 
 
Die Mitarbeiterinnen der Frauenhäuser beraten 
Frauen auch ohne oder nach einem Frauenhaus-
Aufenthalt. In Abb. 2.22 ist zu sehen, dass die 
Zahl der Beratungen im Frauenhaus von „Frauen 
helfen Frauen e.V.“ in den Jahren 2011 und 2012 
stark angestiegen ist. Gab es 2010 noch rund 850 
Beratungsgespräche mit Frauen und Multiplikato-
rInnen, so waren es 2011 schon 1.085 und 2012 
sogar 1.517. Innerhalb von 2 Jahren hat sich die 
Zahl der Gespräche fast verdoppelt. 2013 ist die 
Zahl der Beratungen wieder etwas zurückgegan-
gen auf 1.285 – verharrt aber auf hohem Niveau. 
 
Die Beratungs-Zahlen im AWO-Frauenhaus gin-
gen entsprechend der geringeren Personalkapazi-
täten zurück, siehe Abb. 2.23. 
 
Landesweit wurden 2013 3.925 Beratungen nach 
einem Frauenhaus-Aufenthalt geleistet und 
44.784 Beratungen ohne Frauenhaus-Aufenthalt 
 

Abb. 2.23 Beratungen – ohne Frauenhaus-
Aufenthalt, AWO Frauenhaus, 2010-13 
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Quelle: AWO Frauenhaus Hartengrube; Graphik: Frauenbüro 
 
Zur Situation der Frauenhäuser landes-
weit und in Lübeck 

Der Qualitätsbericht des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung des 
Landes Schleswig-Holstein konstatiert, dass die 
Belegung der Frauenhäuser in den Jahren 2012 
und 2013 landesweit mit 88,5% bzw. 86,6% über 
der – vom Ministerium selbst festgelegten Höchst-
quote von 85% lag. 
 
Würde eine Belegungs-Quote von 70% angestrebt 
um als Noteinrichtung aufnahmefähig zu sein 
(siehe: Bericht der Bundesregierung zur Situation 
der Frauenhäuser 2012), so hätten die Frauen-
häuser in Schleswig-Holstein diese Quote seit 
2004 immer erreicht bzw. seit 2008 sogar jährlich 
mindestens um 10% überschritten. Eine dauerhaf-
te Belegungsquote von um die 90% ist fachlich 
und menschlich betrachtet nicht sinnvoll für eine 
Not-Einrichtung. 
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2.2.3.4 Weitere Hilfen für Frauen und  
Kinder mit Gewalterfahrung in Lübeck 

Frauen und Mädchen, die Gewalt in der Partner-
schaft erleben, finden in Lübeck Schutz und Un-
terstützung in den beiden Frauenhäusern sowie 
den Frauenfachberatungsstellen Frauennotruf, der 
Beratungsstelle biff e.V. (Spätfolgen sexuellen 
Missbrauchs an Kindern) und des Frauenkommu-
nikationszentrums Aranat e.V. (orientierende Be-
ratung). Die Erstberatung nach polizeilicher Weg-
weisung wird durch das Frauenhaus Hartengrube 
der AWO geleistet. Familien mit Kindern erhalten 
Unterstützung durch das Kinderschutz-Zentrum. 
Zur Verbesserung der Arbeit auf struktureller Ebe-
ne zwischen den beteiligten Institutionen - gibt es 
in Lübeck zusätzlich seit 2006 das „Kooperations- 
und Interventionskonzept bei häuslicher Gewalt“ 
(KIK). 
 
Frauennotruf Lübeck 

Der Frauennotruf Lübeck bietet telefonische, per-
sönliche und schriftliche Beratungen für Opfer von 
sexueller Gewalt, Belästigungen und Stalking. Die 
Mitarbeiterinnen des Vereins unterstützen Frauen 
auch dabei Selbsthilfegruppen zu initiieren und 
sich mit anderen Frauen auszutauschen.  
 
Abb. 2.24 Beratene Personen; Frauennotruf 
Lübeck, 2012-2013 
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2013 nahmen 647 Personen (von Gewalt betrof-
fene Frauen und Mädchen oder unterstützende 
Personen) Beratung in Anspruch, dabei ging es 
bei 202 Personen um häusliche Gewalt, bei 398 
um sexualisierte Gewalt und bei 60 um Stalking. 
2009 gab es 593 Personen, die Beratung in An-
spruch nahmen.  
Pro Jahr wenden sich rund 650 Personen an die 
Mitarbeiterinnen des Frauennotrufs in Lübeck. 
Zwischen 2010 und 2013 ist die Zahl der berate-
nen Personen von 591 auf 647 angestiegen. Bei 
400-450 der 647 Beratenen im Jahr 2013 ging es 
um das Thema der sexualisierten Gewalt, bei rund 
200 pro Jahr um häusliche Gewalt, bei 50-60 um 
Stalking, siehe Abb 2.25. 

Abb. 2.25 Gewalterfahrungen von Frauen; 
Frauennotruf Lübeck, 2012-2013 
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Quelle: Frauennotruf Lübeck; Graphik: Frauenbüro Lübeck 
(mit Mehrfachnennungen) 

15% der Nutzerinnen wandten sich im Jahr 2012 
an den Frauennotruf wegen einer Vergewaltigung, 
15% wegen sexuellem Missbrauch, 22% wegen 
körperlicher Gewalt, 14% wegen psychischer Ge-
walt, 11% wegen Stalking und 13% wegen ande-
rer Gewaltformen. 17 Betroffene nutzten 2012 die 
Rechtsberatung, 27 die ZeugInnenbegleitung in 
Strafverfahren, 35 sonstig Begleitungen zu Äm-
tern, der Polizei oder der Rechtsantragsstelle. 
 
2013 fanden 30 Präventionsangebote zum Schutz 
vor sexueller Gewalt und Belästigung (davon 19 
im Rahmen von Schule und Ausbildung) mit mehr 
als 500 teilnehmenden Jungen und Mädchen in 
Lübeck statt. An Fachhochschule und Universität 
Lübeck bietet der Frauennotruf zudem seit 2013 
für Studentinnen ein 14tägiges, offenes Bera-
tungsangebot auf dem Campus an. Außerdem 
wurde 2013 in Kooperation mit der Fachklinik für 
Gynäkologie und dem Institut für Rechtsmedizin 
am UKSH die Möglichkeit der vertraulichen Spu-
rensicherung nach Sexualstraftat ohne Anzeige 
eingeführt. 
 
Beratung und Information für Frauen: Biff 

Die Beratungsstelle „Beratung und Information für 
Frauen“, biff e.V., bietet ein breit gefächertes 
Spektrum an psychosozialen Hilfen für Frauen 
und Mädchen ab 12 Jahren in Lübeck. Die 
Schwerpunkte von biff liegen in den Bereichen 
sexueller Missbrauch und Essstörungen. 
 
Seit 2009 berät biff auch dezentral in Moisling. In 
den vergangenen Jahren berichten die Mitarbeite-
rinnen von biff von vielen komplextraumatisierten 
Frauen und einem Mangel an Psychotherapieplät-
zen in Lübeck. Ein Schwerpunkt von biff ist auch 
das Thema Trennung und Scheidung, zu dem biff 
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2013 eine Broschüre mit Erstinformationen he-
rausgab. Die Mitarbeiterinnen von biff organisieren 
seit Jahren Präventionsveranstaltungen zu sexua-
lisierter Gewalt und Essstörungen für die Klassen 
6.-9. an 12 verschiedener Schulen in Lübeck so-
wie Fortbildungen für FachkollegInnen. Z.B. wer-
den an der Fachschule für Sozialpädagogik Fort-
bildungen für ErzieherInnen angeboten, ebenso 
für Tagespflegepersonen, MitarbeiterInnen der  
stationären Kinder- und Jugendhilfe oder für Lehr-
kräfte und Vereine. Die Zahl der Nutzerinnen in 
Beratung und Begleitung stieg bei biff zwischen 
2012 und 2013 von 704 auf 810 an. Die NutzerIn-
nen aller Angebote, incl. Gruppen, Prävention und 
Fortbildungen, stieg von 1.257 (2012) auf 1.686 
(2013). 
 
Abb. 2.26 Beratene Personen; Beratung und 
Information für Frauen „biff“, Lübeck 2012-
2013 
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Quelle: Beratung und Information für Frauen biff e.V. 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 

Frauenkommunikationszentrum Aranat 

Das Frauenkommunikationszentrum Aranat bietet 
Frauen Unterstützung und Hilfen zur Selbsthilfe, 
besonders in belastenden Lebenssituationen und 
Notlagen, auch für Frauen mit Gewalterfahrungen. 
Den Besucherinnen werden viele niedrigschwelli-
ge Zugänge in Beratung, Stabilisierung, Erfah-
rungsaustausch und in das Lübecker Hilfenetz 
geboten. 
 
Insgesamt nutzten in den Jahren 2010-2013 pro 
Jahr zwischen 1.250 und 1.600 Frauen die Ange-
bote von Aranat. Die Zahl der Frauen, die den 
niedrigschwelligen offenen Beratungsbereich nutz-
ten, stieg von 857 Frauen im Jahr 2010 auf 965 
Frauen im Jahr 2013, ebenso stieg die Zahl der 
Frauen mit Gewaltthematiken von 117 im Jahr 
2010 auf 151 im Jahr 2013 (siehe Abb. 2.27). Pro 
Jahr haben die MitarbeiterInnen von Aranat rund 
4.000 Kontakte. 40% der Frauen, die die Angebo-

te von Aranat nutzen, haben mit den Folgen von 
Gewalt zu tun. 
 
Abb. 2.27 Frauen in offenen Angeboten; Frau-
enkommunikationszentrum Aranat, Lübeck, 
2010-2013 
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Quelle: Jahresberichte Aranat 2010-2013; 
Graphik: Frauenbüro Lübeck 

Stalking  

Mit Stalking wird kontinuierliches, zielgerichtetes 
Verfolgen, Ausspionieren, Belästigen und Terrori-
sieren einer Person bezeichnet, deren physische 
oder psychische Unversehrtheit dadurch unmittel-
bar, mittelbar oder langfristig bedroht und geschä-
digt werden kann. 2007 wurde Stalking in 
Deutschland zu einem eigenen Straftatbestand. In 
der öffentlich zugänglichen Version der Lübecker 
PKS wird das Delikt leider nicht dargestellt. Nach 
Aussagen der Polizei gab es 2013 jedoch 14% 
mehr Anzeigen wegen Stalkings als 2012. Im Jahr 
2013 wandten sich 60 Personen wegen Stalkings 
an den Frauennotruf Lübeck. Ein Großteil der 
Beschuldigten waren Männer, in ca. 60% der Fälle 
die Ex-Partner (Freund, Ehemann). Andere Täter 
waren beispielsweise Nachbarn, Arbeitkollegen 
oder Mitschüler.  
Auch bei Stalking gibt es in Lübeck ein „proakti-
ves“ Beratungsangebot. Seit 2008 vermittelt die 
Polizei regelhaft Betroffene von Stalking an den 
Frauennotruf Lübeck. Hilfreich zum Schutz vor 
Stalking ist laut Frauennotruf auch das 2009 ein-
geführte Vorgehen der Polizei, den Belästiger im 
Rahmen einer sogenannten „Gefährderanspra-
che“ mit seinem nicht erwünschten oder gar straf-
baren Verhalten zu konfrontieren. Geschieht dies 
zu einem frühen Zeitpunkt der Belästigung, beste-
he eine gute Chancen, dass der Beschuldigte mit 
seinem belastenden Verhalten aufhört. 
 
 



 40 

2.3 Resümee und Handlungsoptionen: 
 

Im Vergleich zum Thema „Partizipation“ im 1. Teil 
des Berichtes sind die kommunalen Handlungs-
möglichkeiten für dieses Aufgabenfeld viel be-
grenzter, denn die vorhandene strukturelle Gewalt 
ist ein gesamtgesellschaftliches Problem, das auf 
lokaler Ebene nur sehr begrenzt gelöst werden 
kann. 
Vorrangig muss es hier darum gehen, die von 
Gewalt betroffenen Frauen und Kinder zu schüt-
zen und ihnen ein gewaltfreies und zukunftsträch-
tiges Leben zu ermöglichen. 
 
Die vorgelegten Zahlen belegen, das sexualisierte 
und häusliche Gewalt eine Straftat ist, die deutlich 
überproportional Frauen betrifft. 
Deshalb bedarf es nach wie vor der oben be-
schriebenen Frauenfacheinrichtungen und Frau-
enhäuser. 
 
Handlungsoptionen für die Lübecker Bür-
gerschaft:  
� Sicherung der Finanzierung der Frauenprojek-

te durch eine Fortsetzung der kommunalen 
Budgetverträge über das Jahr 2015 hinaus mit 
Dynamisierungsklausel. Entscheidend ist, 
dass die hohe Qualität und Quantität erhalten 
bleibt und somit den betroffenen Frauen (und 
Kindern) deutlich ist, das die Hansestadt Lü-
beck sie aktiv vor weiterer Gewalt schützen 
und ihnen ein sicheres Leben gewähren will. 

� Fortdauernde Bekräftigung gegenüber der 
Landesregierung, dass die Zahl der Plätze in 
Frauenhäusern in Lübeck dem tatsächlichen 
Bedarf angepasst, sprich erhöht, werden 
muss. 

� Beharrliche Fortsetzung der Forderung der 
Lübecker Bürgerschaft und der Verwaltungs-
spitze, die sechs von der Hansestadt Lübeck 
finanzierten Plätze im Autonomen Frauenhaus 
„Frauen helfen Frauen e.V.“ in die Landesfi-
nanzierung aufzunehmen 
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